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Liebe Leserinnen und Leser,

seit geraumer Zeit ist die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) der Europäischen

Union in aller Munde. Für viele ist sie die Ursache für immer neue Schlagzeilen

und Skandale, seien es BSE oder Maul- und Klauenseuche (MKS), tierquäle-

rische Transporte, Klärschlamm im Tierfutter oder der Einsatz von Antibiotika

in der Schweinemast. In Folge des Europäischen Binnenmarktes, in dem alle

Waren frei verkehren dürfen, beschränken sich diese Lebensmittelskandale

längst nicht mehr auf nur ein Land und nehmen daher bisher unbekannte Di-

mensionen an. Die europäischen Verbraucher sind daher zutiefst verunsichert

und haben nur noch wenig Vertrauen in die Lebensmittel und ihre Herstellung.

Schnell wurde der Ruf nach einer völligen Umkehr in der Landwirtschaft

laut. Bei all den verständlichen Emotionen ist jedoch die eigentliche Agrarpoli-

tik der EU völlig aus dem Blickfeld geraten. Wir setzen uns bereits seit Jahren

im Rahmen unserer Arbeit als Mitglieder des Ausschusses für Landwirtschaft

und ländliche Entwicklung des Europäischen Parlaments für Reformen im Be-

reich der europäischen Agrarpolitik ein und möchten auch in der gegenwärtigen

Diskussion Akzente setzen.

Diese Broschüre soll Ihnen, liebe Leserinnen und Leser, einen Einblick in

die Gemeinsame Agrarpolitik der Europäischen Union geben. Ausgehend von

ihren Anfängen, über ihre Entwicklung bis hin zu ihrer heutigen Ausgestaltung

wollen wir Ihnen dieses europäische Projekt in seiner Vielfalt darstellen. Vor-

und Nachteile werden ebenso aufgezeigt wie die Reformansätze der letzten Jah-

re. Ein Ausblick auf die anstehenden Veränderungen, mit konkreten Zielstel-

lungen und Vorhaben, soll Ihnen unseren Standpunkt in der aktuellen Debatte

um die Zukunft der europäischen Agrarpolitik darlegen.

Wir wollen Ihnen mit dieser Broschüre eine informative Lektüre bieten und

hoffen auf eine fruchtbare und qualifizierte Diskussion.

Herzlichst,

Willi Görlach Heinz Kindermann Wolfgang Kreissl-Dörfler

VORWORT

Heinz Kindermann, Willi Görlach, Wolfgang Kreissl-Dörfler
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DIE ENTWICKLUNG DER GEMEINSAMEN AGRARPOLITIK – 

EINE UNENDLICHE GESCHICHTE

Die Anfänge

Die heutige Landwirtschaftspolitik der EU entwickelte sich aus einer Reihe von

objektiven Zwängen der Nachkriegszeit. Der Nahrungsmittelmangel während

und nach dem Zweiten Weltkrieg, die spezifischen Produktions- und Handels-

bedingungen des Agrarsektors, die sozialen Anforderungen für die in der Land-

wirtschaft Tätigen, die Angst vor den Ungleichgewichten der Agrarmärkte so-

wie die strukturellen Unterschiede der Landwirtschaften der Mitgliedstaaten

waren die Faktoren, welche die Mitgliedstaaten 1957 dazu veranlassten, der

Landwirtschaft im Rahmen des Gründungsvertrags der Europäischen Wirt-

schaftsgemeinschaft besondere Aufmerksamkeit zu schenken: So sieht der Ver-

trag von Rom die Schaffung einer „Gemeinsamen Agrarpolitik“ vor, die erste

und für lange Zeit einzige gemeinsame Politik der Europäischen Wirtschaftsge-

meinschaft (EWG).

Ziele der EU-Agrarpolitik

Artikel 33 (ex-Artikel 39) des EG-Vertrages formuliert folgende Ziele der GAP:

● Steigerung der Produktivität in der Landwirtschaft;

● Sicherstellung eines angemessenen Lebensstandards

für die in der Landwirtschaft tätige Bevölkerung;

● Stabilisierung der Märkte;

● Sicherstellung der Nahrungsmittelversorgung;

● Belieferung der Verbraucher zu angemessenen 

Preisen.

Bei der Gestaltung der GAP und der hierfür anzu-

wendenden Instrumente müssen, so der Vertrag, die Be-

sonderheiten der Landwirtschaft berücksichtigt werden: 

● die besondere Eigenart der landwirtschaftlichen

Tätigkeit, die aus dem sozialen Aufbau der Land-

wirtschaft sowie den strukturellen und naturbedingten Unterschieden in

den verschiedenen landwirtschaftlichen Gebieten resultiert;

● die Tatsache, dass die Landwirtschaft in den Mitgliedstaaten einen mit der

gesamten Volkswirtschaft eng verflochtenen Wirtschaftsbereich darstellt;

● die Notwendigkeit, geeignete Anpassungen stufenweise durchzuführen.

In den Anfangsjahren der GAP

war die Produktivität in der 

europäischen Landwirtschaft 

noch verhältnismäßig gering.

Das institutionelle System der EU

Die EU hat fünf Organe: 

Die Europäische Kommission verfügt nach den Verträgen über das Vor-

schlagsrecht für die Gesetzgebung der EU. Zugleich wacht sie als Hüterin 

der Verträge über die Anwendung der Vertragsbestimmungen und 

der gemeinschaftlichen Rechtsakte und verwaltet als Exekutivorgan 

die Programme und Haushaltsmittel der Union.

Das Europäische Parlament (EP), zusammen-

gesetzt aus 626 direkt gewählten Abgeordneten 

aus allen 15 EU-Mitgliedstaaten – 99 davon aus

Deutschland –, und der Ministerrat, in dem sich 

die 15 Fachminister des jeweiligen Politikbereiches

zusammenfinden, bilden gemeinsam den Gesetz-

geber der EU. Sie beraten über die Vorschläge der

Kommission und beschließen je nach Sachgebiet 

in unterschiedlichen Verfahren über die europä-

ischen Rechtsakte. Im Bereich der GAP findet das

Anhörungsverfahren Anwendung. Danach gibt 

das EP zu den Gesetzgebungsvorschlägen seine Stellungnahmen ab, 

der Rat der Landwirtschaftsminister hat aber das letztendliche 

Entscheidungsrecht.

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) ist das oberste Gericht der Europä-

ischen Union und sichert die Wahrung des Rechts bei der Auslegung und 

Anwendung der europäischen Verträge und Gesetze.

Der Europäische Rechnungshof (EuRH) überprüft schließlich die Recht- und

Ordnungsmäßigkeit der Einnahmen und Ausgaben der EU und zeigt Bereiche

auf, in denen Verbesserungen nötig sind.

Der Wirtschafts- und Sozialausschuss (mit Vertretern von Wirtschaft, Arbeit-

nehmern und sonstigen gesellschaftlichen Gruppen) und der Ausschuss 

der Regionen (mit Vertretern aller europäischer Regionen) sind lediglich 

beratende Gremien und werden um Stellungnahmen zu den sie betreffenden

Fragen gebeten.  ■

Europäisches Parlament 

in Straßburg
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Zur Verwirklichung der genannten Ziele wurden 1958 auf der Konferenz

von Stresa die Grundprinzipien der GAP festgelegt: Einheit des Marktes (Siche-

rung des freien Warenverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten der Gemein-

schaft), Gemeinschaftspräferenz (Vorrang der innergemeinschaftlichen Agrar-

produktion bei gleichzeitiger Öffnung gegenüber Drittländern) und schließlich

finanzielle Solidarität (Finanzierung der Agrarausgaben der GAP aus dem Ge-

meinschaftshaushalt). Darüber hinaus entwickelte die Europäische Gemein-

schaft innerhalb der GAP Markt- und Strukturinstrumente, welche insbesonde-

re die Produktionssteigerung förderten und belohnten.

In den ersten zehn Jahren ihres Bestehens war die

GAP überaus erfolgreich: Aufgrund der gestiegenen

Produktivität, unter anderem als Folge des wirtschaftli-

chen und technischen Fortschritts in der Landwirt-

schaft, stieg die Agrarproduktion zwischen 1962 und

1972 erheblich an. In den siebziger Jahren wurde nach

und nach der Selbstversorgungsgrad von 100 Prozent

für die wichtigsten Agrarprodukte überschritten. Damit

schienen die im EWG-Vertrag festgelegten Ziele der

GAP erreicht: Die Versorgung mit Nahrungsmitteln

war gesichert und den europäischen Verbrauchern stand

eine breite Palette an Produkten zu immer niedrigeren

Preisen zur Verfügung.

Erste negative Auswirkungen

Die anhaltende Produktivitätssteigerung ließ in den siebziger Jahren schließlich

immer mehr auch die Nachteile der GAP sichtbar werden. Die durch hohe Ab-

nahmepreise angekurbelte Produktion überstieg den Bedarf des europäischen

Marktes und führte zu immer größeren Überschüssen. Im Milchsektor etwa

stieg die Produktion zwischen 1970 und 1983 jährlich um 2 Prozent, die Nach-

frage jedoch lediglich um 0,7 Prozent. Die dadurch notwendigen Stützkäufe,

Exportsubventionen und Lagerkosten führten zu einem Anstieg der Agraraus-

gaben, bis diese schließlich 70 Prozent des gesamten EG-Haushaltes ausmach-

ten. Die Folgen dieser Subventionspolitik waren aber nicht nur innerhalb der

Gemeinschaft spürbar, sie beeinflussten auch die Beziehungen zu den Handel-

spartnern der EG (vor allem USA, Australien und Neuseeland), da die Export-

subventionen der EG ihrer Meinung nach zu Wettbewerbsverzerrungen auf

dem Weltmarkt führten. Schließlich hatte die auf maximale Steigerung der Er-

träge ausgerichtete Produktionsweise zum Teil erhebliche ökologische Schäden

zur Folge.

Es zeigte sich, dass die Regulierung der Märkte allein keine ausreichende Lö-

sung für die europäische Landwirtschaft darstellte. Vielmehr mussten auch das

wirtschaftliche und das soziale Umfeld der Betriebe und die Diversifizierung*

der Produktion in die politischen Überlegungen miteinbezogen werden.

Aller Anfang ist schwer – erste Reformbemühungen

Angesichts dieser neuen Herausforderungen wurde die GAP in den 80er Jahren

erstmals reformiert. Hauptelement der Reform war die Einführung eines Sys-

tems zur Begrenzung der Agrarausgaben. 1984 entschied der Europäische Rat

von Fontainebleau, dass der jährliche Anstieg der Agrarausgaben nicht höher

sein durfte als der Zuwachs der Eigenmittel* der Gemeinschaft. Daneben wur-

den insbesondere restriktivere Maßnahmen bezüglich der Preise und Garantie-

mechanismen der einzelnen Marktordnungen beschlossen, um die Produktion

zu drosseln und somit die Märkte zu stabilisieren. Mit Hilfe so genannter Stabi-

lisatoren* versuchte man, die Landwirte dazu zu bewegen, weniger zu produzie-

ren und somit die vorhandenen Überschüsse abzubauen.

Darüber hinaus wurden als Ausgleich für die Auswirkungen der genannten

Maßnahmen Strukturprogramme zugunsten der ländlichen Gebiete eingeführt,

unter anderem zur Ausbildung von Landwirten, Unterstützung von Jungland-

wirten oder zur Modernisierung von Betrieben. Trotz dieser Maßnahmen ver-

besserte sich die Lage in der Landwirtschaft jedoch nicht wesentlich, was die

Gemeinschaft 1987 schließlich in eine Finanzkrise führte.

* Diversifizierung der landwirtschaftlichen Produktion bedeutet, dass eine größere Vielfalt von
landwirtschaftlichen Produkten erzeugt wird.

* Unter Eigenmittel versteht man die Einnahmen der Europäischen Gemeinschaft, die sich als
Steuereinnahmen definieren lassen und ihr automatisch zufließen, ohne dass es hierfür eines
weiteren Beschlusses bedarf. Siehe dazu Seite 18/19.

* Stabilisatoren sind Mechanismen, mit denen die landwirtschaftliche Produktion kontrolliert
werden kann, um den Markt für das entsprechende Agrarprodukt zu stabilisieren. Es werden
dabei zwei Instrumente eingesetzt: garantierte Höchstmengen (wird mehr als diese Menge pro-
duziert, so wird für den Überschuss ein unter dem Garantiepreis liegender Preis gezahlt) und
Produktionsquoten (festgelegte Produktionshöchstgrenzen).

Der Einsatz leistungsfähiger 

Maschinen ermöglichte 

eine zunehmende Steigerung

der Produktion.
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Die Kommission unterbreitete dar-

auf hin neue Vorschläge zur Verstärkung

der Stabilisierungsmaßnahmen, die

während der Tagung des Europäischen

Rates im Februar 1988 angenommen

wurden. Die oft auch als „Delors I – Pa-

ket“ bezeichneten Beschlüsse sahen zum

einen eine Erhöhung der Eigenmittel der

Gemeinschaft und die Anwendung einer

im Vergleich zum Beschluss von Fontai-

nebleau von 1984 strengeren Haushalts-

disziplin vor und zum anderen eine 

Ausdehnung der Stabilisatoren auf prak-

tisch alle landwirtschaftlichen Produk-

tionsbereiche. Ziel war es, die Ausgaben

für die Marktpolitik zu drosseln. Als Ge-

gengewicht zu diesen Kürzungen wur-

den die Mittel für die Strukturfonds im

Zeitraum 1988–1993 verdoppelt, um

soziostrukturelle Maßnahmen in Ergän-

zung zu den Stabilisatoren zu finanzie-

ren. Diese verfolgten hauptsächlich zwei

Ziele: Zum einen sollten sie den Aus-

gleich von Angebot und Nachfrage durch Verringerung der Anbauflächen oder

der Viehzucht fördern, zum anderen die negativen Auswirkungen der Stabilisa-

toren auf das Einkommen der Landwirte ausgleichen.

Zum Ausgleich von Angebot und Nachfrage wurde eine Regelung für die

Stilllegung von Ackerflächen und eine Regelung zur Förderung der Einstellung

der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit oder des vorzeitigen Ruhestands ein-

geführt. Was die Entschädigungen für entgangene Einnahmen anbelangt, so

wurden sowohl direkte Einkommensbeihilfen als auch eine Regelung zur Ex-

tensivierung der Erzeugung und, im Falle von Überschusserzeugnissen, zur

Umstellung der Produktion mit Gewährung von Prämien für die Erzeuger an-

gewandt, die sich verpflichten, ihre Produktion zu verringern.

Die Ergebnisse all dieser Reformbemühungen waren allerdings sehr be-

grenzt, da zum einen die Preise nicht stark genug gesenkt worden waren, um ei-

nen tatsächlichen Produktionsrückgang zu bewirken, und zum anderen die Sta-

bilisatoren nicht ausreichten, um die Agrarausgaben dauerhaft zu senken.

Alles neu macht der Ray – die Reform von 1992

Da inzwischen auch der Getreide- und der Rindfleischsektor von Überproduk-

tion und zunehmenden Kosten geprägt waren und die GAP auch im Hinblick

auf die Verhandlungen über weltweite Handelsliberalisierung im Rahmen der

GATT-Uruguay-Runde angepasst werden musste, wird 1992 der Reformpro-

zess mit der so genannten Mc Sharry-Reform (benannt nach dem damaligen iri-

schen Agrarkommissar Ray Mc Sharry) fortgesetzt. Die marktpolitischen Maß-

nahmen werden angepasst und die Maßnahmen im Sozial- und Umweltbereich

verstärkt. Die Erzeugerpreise werden weiter gesenkt (für Getreide um 30 Pro-

zent, für Rindfleisch um 15 Prozent) und die Auswirkungen für die landwirt-

schaftlichen Einkommen durch die Einführung von flächen- beziehungsweise

tiergebundenen Ausgleichszahlungen aufgefangen. Dies stellte eine grundlegen-

de Neuerung dar, da die finanzielle Unterstützung der Landwirte vom Preis ab-

gekoppelt und durch ein System von Einkommensdirektbeihilfen ersetzt wur-

de. Diese Direktzahlungen sollten zudem als Steuerungsinstrument für eine Ex-

tensivierung der Produktion dienen: Für Getreide sind sie abhängig von

Flächenstilllegungen, für Rindfleisch von der Anzahl von Tieren pro Futter-

fläche, dem so genannten Besatzdichtefaktor.

Dazu kamen produktionsunabhängige Begleitmaßnahmen. Diese sahen

zum einen vor, den Landwirten für die Anwendung umweltschonender Pro-

duktionsmethoden und die Durchführung von Aufforstungsmaßnahmen Bei-

GATT & Uruguay-Runde

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde neben verschiedenen anderen inter-

nationalen Übereinkommen zur Regulierung des Welthandels das allgemeine

Zoll- und Freihandelsabkommen (GATT = General Agreement on Tariffs 

and Trade) vereinbart. Ziel war es, den internationalen Handel mit Waren 

und Gütern durch Regeln zu organisieren und Zollsenkungen zu vereinbaren.

Insgesamt gab es acht Verhandlungsrunden. 

Die letzte und wichtigste war die Uruguay-Runde (1986–1994), bei der nicht

nur die Gründung der Welthandelsorganisation WTO beschlossen wurde, 

sondern vor allem auch die Geltung des GATT-Abkommens auf die Bereiche

Landwirtschaft, Dienstleistungen und geistiges Eigentum (Urheberrechte)

ausgedehnt wurde. ■
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hilfen zu zahlen, zum anderen umfassten sie auch eine Vorruhestandsregelung

für Landwirte ab 55 Jahren, um die Ablösung älterer Landwirte durch jüngere

Betriebsleiter zu fördern, die sich besser an die Wettbewerbssituation anpassen

können. 

Die meisten dieser Regelungen galten ab dem 1. Juli 1995. Mit ihnen hatte

die EU-Kommission auch die Voraussetzungen für eine Umsetzung des Zoll-

und Handelsabkommens der WTO geschaffen, das

am 1. Januar 1995 in Kraft trat. Danach müssen

Importzölle und Exportsubventionen innerhalb von

sechs Jahren um 36 % und die Menge der subven-

tionierten Exporte um 21 % verringert werden.

Als Folge der Reform gingen die Überschüsse

zurück und die Märkte stabilisierten sich. Im Be-

reich Getreide gelang es zum Beispiel, die öffent-

lichen Interventionsbestände von 33 Mio. t im Wirt-

schaftsjahr 1992/93 auf 9 Mio. t im Wirtschaftsjahr

1994/95 zu reduzieren, Ähnliches galt auch für

Rindfleisch, wo die Interventionsbestände von 

1 Mio. t vor der Reform auf 20.000 t Ende 1995 ver-

ringert wurden. Als weitere Erfolge der Reform sind

eine Annäherung der Agrarpreise der Gemeinschaft

an das Weltmarktniveau sowie ein Anstieg des land-

wirtschaftlichen Durchschnittseinkommens zu ver-

zeichnen. Dennoch bleiben auch nach der Reform

bedeutende Probleme erhalten, vor allem das weiter-

hin hohe Niveau an Beihilfen, da die Preisreduzie-

rungen durch einen Anstieg der Direktzahlungen

ausgeglichen wurden, und die damit verbundenen

hohen Kosten für den Gemeinschaftshaushalt.

Die Agenda 2000

Zusätzlich zu diesen fortdauernden Problemen stand die Agrarpolitik in den

90er Jahren vor neuen Herausforderungen. Innerhalb der Union galt es, die

Wettbewerbsfähigkeit der landwirtschaftlichen Produktion bezüglich Preis und

Qualität zu verbessern, aber auch den neuen Ansprüchen der Verbraucher und

den erhöhten Umweltauflagen Rechnung zu tragen. Äußere Faktoren, die eine

Agenda 2000

Strategiedokument der Europäischen Kommission vom Juli 1997, in dem sie –

neben einer Stellungnahme zum Beitritt der einzelnen Kandidatenländer 

in die EU – grundsätzliche Reformen im Bereich der Gemeinschaftspolitiken 

vorschlug: Reform der GAP, Festlegung der Finanzperspektiven für die Jahre

2000–2006 einschließlich der Finanzierung der EU-Erweiterung und Neu-

ordnung der europäischen Strukturpolitik. Die Strukturhilfen in der EU werden

durch die vier folgenden Strukturfonds finanziert:

■ Europäischer Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) zur Finanzierung 

regionalpolitischer Strukturbeihilfen.

■ Europäischer Sozialfonds (ESF) für die Verwirklichung der Sozial- und 

Beschäftigungspolitik.

■ Finanzierungsinstrument für die Fischerei (FIAF) für Strukturmaßnahmen 

im Fischereisektor.

■ Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 

(EAGFL) zur Finanzierung der landwirtschaftlichen Markt- und Struktur-

politiken.

Mit der Verabschiedung der Agenda 2000 wurden die bisher sechs verschiede-

nen vorrangigen Ziele der Strukturfonds auf drei reduziert:

■ Ziel 1 – Regionen mit Entwicklungsrückstand, das heißt Regionen, deren

Bruttoinlandsprodukt pro Kopf unter 75 % des EU-Durchschnitts liegt, 

sowie Regionen in äußerster Randlage. In Deutschland zählen dazu 

alle fünf Neuen Bundesländer. 

■ Ziel 2 – Gebiete mit besonderen Umstellungsschwierigkeiten, das heißt

empfindliche ländliche Gebiete, Gebiete mit sozioökonomischem Wandel 

im Industrie- und Dienstleistungssektor, Problemgebiete in den Städten 

und schließlich von der Fischerei abhängige Gebiete. 

■ Ziel 3 – Anpassung und Modernisierung der Politiken und Systeme in 

den Bereichen Bildung, Ausbildung und Beschäftigung in den Gebieten, 

die nicht durch die beiden ersten Ziele abgedeckt sind. ■

Mit der Reform von 1992 wurden

die Preise für Getreide um 30 %

gesenkt.



1312

weitere Reform notwendig machten, waren die Erweiterung der Europäischen

Union, die Globalisierung der Wirtschaft und die bevorstehenden neuen inter-

nationalen Verhandlungen im Rahmen der WTO.

Um diesen Herausforderungen zu begegnen, schlug

die Europäische Kommission im Juli 1997 im Rahmen

der so genannten „Agenda 2000“ Reformen im Bereich

der GAP vor, welche den 1992 eingeleiteten Reform-

prozess vertiefen und erweitern sollten. Vorgeschlagen

wurden weitere Preissenkungen ab dem Jahr 2000 mit

dem Ziel, die Wettbewerbsposition der EU auf dem

Weltmarkt zu stärken. Analog zum Vorgehen bei der

Reform 1992 sollten die den Landwirten entstehenden

Verdienstausfälle durch höhere Direktzahlungen ausge-

glichen und die schon existierenden Begleitmaßnah-

men zusammen mit neuen Maßnahmen zur Entwick-

lung des ländlichen Raums neben der Marktpolitik zu

einem eigenständigen „Zweiten Pfeiler“ der GAP aus-

gebaut werden. Damit sollte die GAP so reformiert

werden, dass sie den Herausforderungen der EU-Oster-

weiterung und der Globalisierung des Agrarhandels

nach 2000 gerecht werden kann. Die neuen Reform-

profile sollten die europäische Landwirtschaft und das

Leben in den ländlichen Räumen unter den heutigen

Lebensbedingungen gewährleisten. 

Nach einem zweijährigen intensiven Diskussions-

prozess beschlossen die Staats- und Regierungschefs

dann auf ihrem Gipfeltreffen im März 1999 in Berlin

das Agenda-2000-Reformpaket, dessen Bestimmungen

im Jahr 2000 in Kraft traten. Aufgrund der Schlussfol-

gerungen zur Agenda 2000 kam es zur Annahme von

zehn neuen Verordnungen  und zur Entscheidung über die Höhe der Mittelaus-

stattung für die Reform des Agrarsektors. Der Agrarhaushaltsplan wird auf

durchschnittlich 39 Mrd. Euro jährlich für marktpolitische Maßnahmen

(einschließlich der veterinärrechtlichen und Pflanzenschutzmaßnahmen) und

4,4 Mrd. Euro für Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums be-

schränkt. 

Neben marktpolitischen Maßnahmen und den Erfordernissen einer wettbe-

werbsfähigen europäischen Landwirtschaft galt es auch, die vielfältigen Bedürf-

nisse des ländlichen Raumes, die Erwartungen der heutigen Gesellschaft und

die Notwendigkeiten im Umweltbereich zu berücksichtigen. Die nunmehr als

„zweiter Pfeiler“ der Gemeinsamen Agrarpolitik ausgerichtete neue Politik zur

Entwicklung des ländlichen Raumes wird diesen Anliegen bereits gerecht. 

Mit der Agenda 2000 wird die

Politik zur Entwicklung des

ländlichen Raums zur „zweiten

Säule“ der GAP.
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EIN BUCH MIT SIEBEN SIEGELN? – 

SO FUNKTIONIERT DIE GEMEINSAME AGRARPOLITIK HEUTE

Grundprinzipien und Instrumente der Agrarpolitik

Die Gemeinschaft hat drei grundlegende Prinzipien zur Verwirklichung der

Ziele der GAP festgelegt und jeweils Instrumente für deren konkrete Umset-

zung geschaffen. 

Die Gemeinschaftspräferenz

Sie soll den europäischen Produkten auf dem Binnenmarkt einen Vorrang vor

Drittlandprodukten gewähren. Da Drittstaaten häufig Agrarprodukte billiger

produzieren, werden Einfuhrzölle auf deren Waren erhoben, um diese zu ver-

teuern und die eigenen Landwirte vor Konkurrenz zu schützen. Dabei werden

die Zölle so bemessen, dass die Einfuhren teurer sind als die Produkte der Ge-

meinschaft.

Einheit des Marktes

Die Markteinheit soll einheitliche Bedingungen für die

Produktion einzelner Agrarprodukte schaffen und den

freien Verkehr landwirtschaftlicher Waren zwischen den

Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sicherstellen. Zu die-

sem Zweck wurden gemeinsame Marktorganisationen

geschaffen, welche die Märkte aller bedeutenden Agrar-

erzeugnisse regeln und sich insgesamt auf über 94 % der

europäischen Erzeugung erstrecken. Mit Hilfe dieser

Marktorganisationen sollen die Märkte und die Ein-

kommen der Landwirte stabilisiert sowie verbraucher-

politische Ziele realisiert werden.

Folgende Mechanismen finden hier Anwendung:

■ Etwa 70 % der Erzeugnisse (Weichweizen, Gerste, Roggen, Mais, Reis,

Zucker, Milcherzeugnisse, Rindfleisch, Schaf- und Ziegenfleisch, bestimm-

te Obst- und Gemüsesorten, Tafelwein) unterliegen einem System institu-

tioneller Preise, die entweder mit dem Agenda-2000-Beschluss mehrjährig

festgelegt wurden (z.B. Ölsaaten und landwirtschaftliche Kulturpflanzen)

oder jährlich europaweit einheitlich bestimmt werden (wie z.B. für Zucker

oder Reis). Fallen die Preise für ein Agrarprodukt auf dem Binnenmarkt un-

ter ein bestimmtes Niveau, so kauft die EU zu einem Interventionspreis

Vorräte auf, die sie zunächst in Interventionslagern unterbringt und zu ei-

nem späteren Zeitpunkt auf den Markt bringt bzw. in Drittstaaten expor-

tiert. Zusätzlich werden diese Erzeugnisse vor der

Außenkonkurrenz geschützt, indem die Preise der

importierten Produkte durch Erhebung von Zöllen

auf den in der Gemeinschaft geltenden Richtpreis

angehoben werden.

■ Weitere 20 % der Erzeugnisse (sonstige Getreidear-

ten, übrige Wein-, Obst- und Gemüsesorten sowie

Eier und Geflügel) werden lediglich durch so ge-

nannte Zollschutzklauseln gegen Dumpingpreisein-

fuhren aus der übrigen Welt geschützt.

■ Um den Absatz bestimmter landwirtschaftlicher

Produkte (z.B. Rindfleisch und Zucker) außerhalb

der EU sicherzustellen, zahlt die EU an die Expor-

teure Ausfuhrerstattungen, die den erheblichen Un-

terschied zwischen den Preisen auf dem Gemein-

schaftsmarkt und dem Weltmarkt ausgleichen.

■ Als Folge mehrerer Agrarreformen werden bei den

wesentlichen Erzeugnissen direkte Beihilfen (z.B.

bezogen auf die Anbaufläche oder pro Tier) ge-

währt, welche die wegfallende Preisstützung weitge-

hend kompensieren sollen. Dies soll einerseits dazu

beitragen, den in der Landwirtschaft tätigen Perso-

nen einen angemessenen Lebensstandard zu sichern.

Andererseits bedeutet der Übergang von Preisstüt-

zungen zu den direkten Einkommensbeihilfen eine

weitere Abkopplung der Unterstützung von der Produktion und stellt somit

eine Verminderung des Anreizes zur Überschussproduktion dar. 

Da der den Landwirten abverlangte Verwaltungsaufwand für den Erhalt der

Direktbeihilfen vor allem für Kleinerzeuger unverhältnismäßig hoch ist, be-

steht auch nach den Berliner Beschlüssen ein großes Anliegen darin, die

Agrargesetzgebung zu vereinfachen. 

Der Rat hat vor kurzem einen weiteren Schritt in diese Richtung gemacht:

Am 20. Juni 2001 hat er eine Verordnung  angenommen, die darauf abzielt,

den administrativen Aufwand zu verringern, den die Direktbeihilfen für die

Kleinerzeuger und die nationalen Behörden mit sich bringen. Danach kön-

nen die Mitgliedstaaten eine vereinfachte Regelung einführen, die darin be-

steht, dass Landwirte, die nur geringfügige Beträge erhalten, die Möglich-

keit haben, für diese Beihilfen nur einen Antrag zu stellen, um dann einen

Unser „täglich Brot“ ist 

eines der Grundziele der GAP.

Mehr Transparenz im EU-Agrar-

recht: in der neuen Gemein-

samen Marktordnung für Wein

sind die bisher 23 Verordnungen 

in einer einzigen zusammen-

gefasst.
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jährlichen Gesamtbetrag zu erhalten. Mit der neuen Regelung werden keine

neuen Beihilfen geschaffen, sondern eine Reihe der geltenden Regelungen

vereinfacht – sie ist somit kostenneutral. Diese Kleinerzeugerregelung gilt ab

1. Januar 2001 zunächst für eine Versuchszeit bis 2005, wobei die Kommis-

sion im Laufe des dritten Jahres eine Bewertung der Ergebnisse vornehmen

wird.

■ Die obligatorische Flächenstilllegung, als weiteres Instrument zur Drosse-

lung der Produktion, ist für den Zeitraum 2000–2006 auf 10 % der An-

baufläche festgelegt. Darüber hinaus können Landwirte im Rahmen der

freiwilligen Flächenstilllegung bis zu einem durch die Mitgliedstaaten fest-

gelegten Höchstsatz weitere Flächen stilllegen. In beiden Fällen entspricht

die dafür gezahlte Beihilfe pro Hektar jener für Getreide.

■ Qualitätsnormen und Etikettierungsvorschriften der EU sollen eine hohe

Qualität der Produkte gewährleisten und damit dem Verbraucher mehr Si-

cherheit und Vertrauen in die Lebensmittelproduktion geben. Die Einhal-

tung bestimmter Mindestanforderungen bezüglich Umweltschutz, Hygiene

und Tierschutz stellt eine Grundvoraussetzung für den Anspruch auf

Marktstützungsmaßnahmen dar.

Die beschriebenen Instrumente der Marktpolitik, welche die erste Säule der

GAP bilden, werden durch Strukturmaßnahmen für die Entwicklung des länd-

lichen Raums ergänzt. Diese wurden mit den Berliner Beschlüssen zur zweiten

Säule der GAP ausgebaut. (Siehe dazu Kapitel 2, Seite 12)

Finanzielle Solidarität

Die Mittel, die für die Durchführung der Gemeinsa-

men Europäischen Agrarpolitik benötigt werden, wer-

den aus dem Gemeinschaftshaushalt der EU finanziert.

Im EU-Haushalt stehen zugunsten des so genann-

ten Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für

die Landwirtschaft (EAGFL), dem Finanzierungsin-

strument für die GAP, im Jahr 2001 insgesamt ein Be-

trag von nahezu 46 Milliarden Euro zur Verfügung.

Diese Summe fließt in die zwei Abteilungen „Garantie“

und „Ausrichtung“. 

Über die Abteilung „Garantie“ werden die Markt-

und Preispolitiken (Haushaltskapitel B1-1 bis B1-3) sowie die im Rahmen der

Agenda 2000 eingeführte Politik zur Förderung des Ländlichen Raums (Haus-

haltskapitel B1-4) finanziert. Diese Gelder werden verwendet für:

■ sektorspezifische Einkommensbeihilfen

bzw. Direktzahlungen;

■ Erstattungen bei der Ausfuhr von Agrar-

erzeugnissen in Drittländer;

■ verschiedene Interventionen zur Regu-

lierung der Agrarmärkte;

■ spezifische Kontroll- und Vorbeuge-

maßnahmen im Veterinär- und Pflan-

zenschutzbereich; 

■ flankierende Maßnahmen (z.B. für In-

formation und Evaluierung);

■ Währungsreserve für die Landwirt-

schaft;

■ Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums außer in Gebieten mit

Entwicklungsrückstand (sogenannte Ziel-1-Gebiete), in denen diese Maß-

nahmen aus der Abteilung „Ausrichtung“ finanziert werden, und mit Aus-

nahme der Gemeinschaftsinitiative LEADER+.

Die Abteilung „Ausrichtung“ (Haushaltskapitel B2-100) dagegen beteiligt

sich an der Finanzierung der gemeinsamen Agrarstrukturpolitik, und zwar im

Wesentlichen durch Unterstützung von Maßnahmen zur Verbesserung der

Landwirtschaftsbetriebe und der ländlichen Infra- sowie der Verarbeitungs- und

Vermarktungsstruktur (für 2001: 2,6 Mrd. € Verpflichtungsermächtigungen,

1,8 Mrd. € Zahlungsermächtigungen)*.

Europäische Produkte bürgen für Qualität.

Eine gewisse „Ordnung“ 

muss sein!
* Verpflichtungsermächtigungen (VE) bezeichnen dabei die Deckungsbeträge der rechtlichen Ver-

pflichtungen in einem Haushaltsjahr, die für Tätigkeiten eingegangen wurden, deren Aus-
führung sich über mehrere Haushaltsjahre erstrecken (z.B. für Mehrjahresprogramme), Zah-
lungsermächtigungen (ZE) dagegen die Ausgaben, die bei der Durchführung der im Laufe eines
Haushaltsjahres und/oder früherer Haushaltsjahre eingegangenen Verbindlichkeiten entstehen.
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Der Haushalt der Europäischen Union

Der Haushalt der EU finanziert sich aus Eigenmitteln, die man auch als Steuer-

einnahmen bezeichnen kann. Diese fließen ihr ohne weiteren Beschluss der 

Mitgliedstaaten automatisch zu. Haushaltsbehörde für den europäischen 

Haushalt sind das Europäische Parlament und der Rat. Gemeinsam bestimmen

sie in mehreren Lesungen ihre Prioritäten und die Verwendung der Mittel für 

das kommende Haushaltsjahr. Der EU-Haushalt erreichte im Jahre 2001 eine

Höhe von 97 Mrd. Euro bei den Verpflichtungsermächtigungen, 93,5 Mrd. Euro

bei den Zahlungsermächtigungen.

Das Finanzsystem der Europäischen Union insgesamt weist im Vergleich zu 

den Haushalten der meisten Nationalstaaten zwei wichtige Besonderheiten 

auf: Zunächst sind in der finanziellen Vorausschau, 

die Teil einer festen Vereinbarung der Institutionen

Europäisches Parlament, Rat und Kommission ist, die 

Einnahmen und Ausgaben der EU in engen Grenzen 

genau definiert. So darf die Obergrenze der Einnahmen

höchstens 1,27 % des Bruttosozialprodukts der 

Gemeinschaft betragen.

In diesem Rahmen müssen sich Einnahmen und Aus-

gaben so bewegen, dass die Finanzierung des EU-Haus-

halts ohne Kreditaufnahme bewerkstelligt wird, denn: 

Die Europäische Union darf keine Schulden machen. 

Nur die unten beschriebenen Einnahmen stehen zur Ver-

fügung, um die für ihre Aufgaben benötigten Mittel, 

insbesondere für die Agrarausgaben, die Gemeinsame Außen- und Sicherheits-

politik und die Strukturfonds bereitstellen zu können.

Die Einnahmen der EU umfassen vier Bereiche: 

■ Agrarabschöpfungen: Abgaben auf Einfuhren von Agrarerzeugnissen 

sowie die im Rahmen der Zuckermarktordnung vorgesehenen Zucker- und

Isoglukoseabgaben; 

■ Zölle: Einnahmen aus der Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs auf 

aus Drittländern eingeführte Waren; 

■ Mehrwertsteuer-Eigenmittel: Anteile an den von den Mitgliedstaaten 

national erhobenen Mehrwertsteuern. 

■ Ergänzende Einnahmen: Einnahmen auf der Grundlage des Bruttosozial-

produkts, die sich nach Berücksichtigung aller sonstigen Haushalts-

einnahmen aus der Anwendung eines festgelegten Satzes auf die Summe 

der BSP aller Mitgliedstaaten ergibt. 

Der Ausgabenplan der EU gliedert sich in sechs Einzel-

pläne, die den Institutionen auf europäischer Ebene 

entsprechen [Europäisches Parlament (Einzelplan I), 

Ministerrat (Einzelplan II), Kommission (Einzelplan III),

Gerichtshof (Einzelplan IV), Rechnungshof (Einzel-

plan V) sowie der Wirtschafts- und Sozialausschuss und

der Ausschuss der Regionen (Einzelplan VI)]. Während

alle übrigen Einzelpläne ausschließlich Mittel für Ver-

waltungsausgaben umfassen, sind im Einzelplan 

der Kommission zwei Arten von Mitteln enthalten.

In Teil A dieses Einzelplanes werden die Verwaltungs-

mittel, in Teil B die operationellen Mittel, das heißt die

Mittel zur Verwirklichung aller Gemeinschaftspolitiken

und -programme ausgewiesen. Im Haushalt des Jahres 2001 werden diese 

Mittel (VE = Verpflichtungsermächtigungen, ZE = Zahlungsermächtigungen) 

verwandt für:

■ Landwirtschaftliche Marktausgaben (39,5 Mrd. Euro VE und ZE);

■ Ländliche Entwicklung (4,5 Mrd. Euro VE und ZE);

■ Strukturmaßnahmen (32,7 Mrd. Euro VE und 31,6 Mrd. Euro ZE);

■ Interne Politikbereiche (Forschung und Entwicklung, kulturpolitische 

Maßnahmen, Jugendaustausch, Umweltforschung, Energieprojekte, 

Verkehrsinfrastruktur) (6,2 Mrd. Euro VE und 5,9 Mrd. Euro ZE);

■ Externe Politikbereiche (humanitäre Hilfe, Gemeinsame Außen- und 

Sicherheitspolitik) (4,9 Mrd. Euro VE und 4,1 Mrd. Euro ZE);

■ Personal und Verwaltung (4,9 Mrd. Euro VE und ZE);

■ Reserven (0,9 Mrd. Euro VE und ZE);

■ Hilfe zur Vorbereitung auf den EU-Beitritt (3,2 Mrd. Euro VE und 

2,1 Mrd. Euro ZE). ■

Am 1. 1. 2002 kommt der Euro –

ein Vorteil auch für die Landwirt-

schaft.

Die europäischen Landwirte

werden auch künftig auf die EU

zählen können.
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unter Mitarbeit von Jürgen Müller

Die EU besitzt keine allgemeine Zuständigkeit in Angelegenheiten

des Tierschutzes. Dies obliegt noch weitgehend den einzelnen Mit-

gliedstaaten. In den Zuständigkeitsbereich der EU fallen jedoch

Regelungen, die sich aus der Umsetzung verschiedener Politikbe-

reiche auf europäischer Ebene ergeben, so zum Beispiel auch der

Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP). Umfangreichere Übereinkom-

men im Bereich des Tierschutzes, die vor allem auch Haustiere mit-

einbeziehen, wurden dagegen durch den Europarat initiiert.

Den Bereich der GAP betrifft die Haltung landwirtschaftlicher Nutztiere.

Hier werden EU-weit verbindliche Mindestanforderungen für Haltung, Trans-

port und Schlachtung festgelegt. Dabei orientierte sich die Gesetzgebung an-

fangs ausschließlich an der Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen infolge

unterschiedlicher nationaler Standards. Die Richtlinie über den Schutz landwirt-

schaftlicher Nutztiere 3, die auf dem im Rahmen des Europarates unterzeichneten

Europäischen Übereinkommen zum Schutz von Tieren in landwirtschaftlichen

Tierhaltungen beruht, ist dagegen auch von dem ethischen Grundanliegen ge-

prägt, das Wohlergehen der Tiere zu verbessern. Darüber hinaus ist die Europäi-

sche Union aber auch durch ein Protokoll über den Tierschutz, das dem Ams-

terdamer Vertrag auf Drängen des Europäischen Parlaments beigefügt wurde,

verpflichtet, bei der Formulierung ihrer relevanten Politiken dem Wohlergehen

der Tiere in vollem Umfang Rechnung zu tragen. Grundsätzlich sind die Ge-

meinschaftsvorschriften zum Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere als Min-

destanforderungen festgelegt worden. Es steht den nationalen Regierungen

demnach frei, strengere Normen festzulegen, soweit diese mit dem Gemein-

schaftsrecht vereinbar sind.

Tiertransporte

Bis Mitte der 90er Jahre gab es keine spezifischen Bestimmungen zum Schutz

von landwirtschaftlichen Nutztieren beim Transport. Insbesondere bei

Schlachttieren kam es zu tierquälerischen Transporten. Seit 1993 hatte daher

das Europäische Parlament – allen voran sozialdemokratische Abgeordnete –

neben konkreten Festlegungen bezüglich Ladedichte, Mindestruhezeiten, Zeit-

abständen für Füttern und Tränken und der Beschaffenheit der Transportfahr-

zeuge eine Begrenzung der Transporthöchstdauer auf acht Stunden gefordert.

Nach jahrelangem Stillstand einigte sich der

Rat im Juni 1995 auf eine Richtlinie über

den Schutz von Tieren beim Transport 4, wo-

nach Tiertransporte ab dem 1. Januar 1997

innerhalb der EU im Normalfall auf acht

Stunden begrenzt werden, im Ausnahmefall

aber Transporte in Spezialfahrzeugen nach

entsprechenden Ruhe- und Futterpausen

bis zu 24 Stunden gestattet werden können.

Im Dezember 1997 legte der Rat die Anfor-

derungen für die Spezialfahrzeuge fest, in

denen Tiere länger als acht Stunden beför-

dert werden dürfen. Sie beziehen sich insbe-

sondere auf die Belüftung, Temperaturgren-

zen, Einstreu und Wasserversorgung. 

Das Europaparlament hat zwar nicht

alle seine Forderungen erreicht; dennoch ist

es bei Beachtung der geltenden Bestimmun-

gen – für deren Kontrolle in erster Linie die

Behörden der Mitgliedstaaten zuständig

sind – durchaus möglich, Tiere innerhalb

der EU art- und tierschutzgerecht zu trans-

portieren.

Handlungsbedarf besteht vor allem

auch im Zusammenhang mit Lebendvieh-

exporten in Drittstaaten. Ein Teil der Transporte findet auf dem Seeweg statt, ist

von langer Dauer und entzieht sich oft der Kontrolle der EU. Die Sozialdemo-

kraten setzen sich daher seit Jahren dafür ein, den Export von Fleisch zu fördern

und den Transport lebender Tiere so weit wie möglich zu verringern. Bemühun-

gen, solchen Transporten den ökonomischen Anreiz zu entziehen, haben bereits

Früchte getragen. So wird seit Dezember 1997 die Zahlung von Exporterstat-

tungen vom Nachweis der Einhaltung gemeinschaftlicher Tierschutzbestim-

mungen abhängig gemacht. 

Auch die Forderung, Fleischexporte gegenüber den Lebendviehexporten fi-

nanziell zu begünstigen, wurde mittlerweile erfüllt. So sind die Erstattungssätze

für den Export geschlachteter Rinder beispielsweise mehr als doppelt so hoch

wie die für Lebendrinder. Der Anteil der Lebendrinderexporte an den gesamten

Rindfleischausfuhren der EU ist somit in den letzten Jahren auf etwa 10 % ge-

HEINZ KINDERMANN: TIERSCHUTZ IN DER EU – 

TIERISCH GUT?

Europarat

Der Europarat – nicht zu verwechseln mit

dem Europäischen Rat, dem EU-Gremium,

in dem sich die 15 Staats- und Regierungs-

chefs der EU-Mitgliedstaaten zusammen-

finden –  ist keine Institution der Europä-

ischen Union, sondern eine eigenständige

zwischenstaatliche politische Organisa-

tion, in der insgesamt 43 europäische 

Staaten zusammengeschlossen sind. Der

Europarat stand bei seiner Gründung 1949

am Anfang der europäischen Integration

und Zusammenarbeit und hat den Schutz

und die Stärkung der Einheit und der Zu-

sammenarbeit aller Nationen Europas zum

Ziel. Das Arbeitsfeld des Europarats um-

fasst vielfältige Aspekte der europäischen

Gesellschaft: Menschenrechte, Medien, 

juristische Zusammenarbeit, soziale und

wirtschaftliche Angelegenheiten, Gesund-

heit, Bildung, Kultur, Sport, Jugend, Umwelt

und Tierschutz. ■
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sunken. Für alle anderen Tierarten (Schweine, Schafe, Ziegen und Geflügel)

werden derzeit keine Exporterstattungen bezahlt.

Die SPE-Abgeordneten werden sich weiterhin

dafür einsetzen, die Lebendviehtransporte noch

stärker zu reduzieren. Dazu muss die EU zum einen

den Bau von Kühlanlagen in den Zielländern unter-

stützen, damit die Kühlkette aufrechterhalten wer-

den kann. Zum anderen müssen auch innerhalb der

EU entsprechende Schlachteinrichtungen geschaf-

fen werden, damit die Transportwege vom Produ-

zenten zum Verarbeitungsbetrieb verkürzt werden

können.

Solange es aber noch Tiertransporte gibt, müs-

sen sie, insbesondere auf dem Seeweg, verbessert

werden. Dies gilt vor allem für durchgehende kon-

sequente amtliche Kontrollen besonders während der Transporte und bei der

Ankunft am Bestimmungsort, die Einführung eines Befähigungsnachweises für

die Fahrer, dem eine Schulung bzw. Ausbildung durch amtstierärztliche Fach-

kräfte vorausgeht, die Beschaffenheit, Zulassung und Registrierung geeigneter

Transportfahrzeuge sowie die Überprüfung der Verladung vor Ort durch amtli-

che Tierärzte.

Am 6. Dezember 2000 hat die Europäische Kommission einen Bericht über

die Umsetzung der Tiertransportrichtlinie durch die Mitgliedstaaten vorgelegt.

Dieser Bericht bestätigte erhebliche Mängel bei der Umsetzung, insbesondere

aber bei der Kontrolle der bestehenden Vorschriften.

Deshalb plant die Europäische Kommission weitere Vorschläge zur Überar-

beitung der Tiertransportrichtlinie, um die Bedingungen der Transporte weiter

zu verbessern. Die SPE-Abgeordneten drängen in diesem Zusammenhang auf

hohe Tierschutzstandards und setzen sich insbesondere für eine weitere Verkür-

zung der Transportzeiten ein. Von allergrößter Bedeutung bleibt jedoch auch

bei strengeren Vorschriften die Kontrolle. Aus diesem Grund sollten die beste-

henden Kontrollsysteme grundsätzlich überdacht werden.

Tierhaltung

Die bereits erwähnte Richtlinie über den Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere

enthält Grundregeln zum Schutz von Tieren aller Art (einschließlich Fische,

Die Ausstattung von Transport-

fahrzeugen ist wesentlich für die

Qualität eines Tiertransports.

Reptilien und Amphibien), die zur Erzeugung von Nahrungsmitteln, Wolle,

Häuten oder Fellen oder zu anderen landwirtschaftlichen Zwecken gezüchtet

oder gehalten werden. Sie beruhen auf dem im Rahmen des Europarates unter-

zeichneten Europäischen Übereinkommen zum Schutz von Tieren in landwirt-

schaftlichen Tierhaltungen und den vom „Farm Animal Welfare Council“ des

britischen Landwirtschaftsministeriums festgelegten „fünf Freiheiten“:

■ Freisein von Hunger und Durst (Zugang zu 

frischem Trinkwasser und gesunder Nahrung), 

■ Freisein von Unbehagen (angemessenes Lebens-

umfeld mit Unterschlupf und bequemem Liege-

platz), 

■ Freisein von Schmerzen, Verletzungen und

Krankheiten (Verhütung bzw. schnelle Behand-

lung), 

■ Freisein zum Ausleben normaler Verhaltenswei-

sen (ausreichendes Platzangebot, angemessene

Funktionsbereiche und sozialer Kontakt zu Art-

genossen), 

■ Freisein von Angst und Leiden (Haltungsbedin-

gungen und Behandlung, die keine psychischen

Leiden fördern).

Über diese allgemeinen Haltungsbedingungen hinaus gibt es spezifische

EU-Vorschriften für die Haltung von Kälbern, Schweinen und Legehennen.

Schweinehaltung

In der Richtlinie über Mindestanforderungen für den Schutz von Schweinen 5 wer-

den vor allem die Mindestflächen, die den verschiedenen Kategorien von

Schweinen zur Verfügung stehen müssen, sowie die Ausgestaltung der Ställe ge-

regelt.

Im Juni 2001 wurde die Richtlinie überarbeitet, um neuen wissenschaftli-

chen Erkenntnissen im Bereich der Tiergesundheit Rechnung zu tragen. Die

Neuregelung beinhaltet insbesondere die obligatorische Gruppenhaltung von

Sauen, das Verbot der Anbindehaltung sowie die Festlegung von Mindest-

flächen für Sauen. Weitergehende Forderungen des Europäischen Parlaments

bezüglich des Verbots des routinemäßigen Schwanzkupierens, der Verschärfung

der Bedingungen bei der Kastration sowie die Ausweitung des Platzangebotes

auch für Mastschweine wurden durch den Rat der Agrarminister nicht berück-

sichtigt.

Die EU-Richtlinie über die Haltung

von Schweinen schreibt vor, dass

die Tiere ausreichend Wühlmaterial

zu ihrer Verfügung haben müssen.
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Legehennenhaltung

Die derzeit noch geltende Richtlinie über den Schutz

von Legehennen in Käfigbatteriehaltung 6 sieht je Henne

einen Käfigplatz mit einer Größe von mindestens 450

cm2 vor. Spätestens am 1. Januar 2002 tritt die 1999

beschlossene Richtlinie über Mindestanforderungen zum

Schutz von Legehennen 7 in Kraft, welche die Haltungs-

bedingungen für Legehennen wesentlich verbessert.

Danach wird zwischen drei Haltungssystemen für

Legehennen unterschieden:

■ ausgestaltete Käfige mit einem Flächenangebot von

mindestens 750 cm2 je Tier; 

■ nicht ausgestaltete Käfige mit einem Flächenangebot

von mindestens 550 cm2 je Tier, wobei ab 1. Januar

2003 der Bau bzw. die erste Inbetriebnahme von Käfigen dieser Art nicht

mehr zulässig ist und diese Haltungsform spätestens ab Januar 2012 ganz

verboten wird; 

■ käfiglose Systeme mit Legenestern (mindestens ein Nest je 7 Hennen) und ge-

eigneten Sitzstangen, wobei die Besatzdichte 9 Legehennen je m2 nutzbare

Fläche nicht überschreiten darf.

Darüber hinaus müssen die Hennen sowohl bei ausgestalteten als auch bei

nicht ausgestalteten Käfigsystemen über Legenester, Sitzstangen und Einstreu

zum Picken und Scharren verfügen sowie uneingeschränkten Zugang zu Futter-

trögen haben, wobei jeder Henne im Käfig mindestens 12 cm Futterplatz zur

Verfügung stehen muss.

Kälberhaltung

Gemäß der Richtlinie über Mindestanforderungen für den Schutz von Kälbern

in ihrer derzeit geltenden Fassung ist ab 1. Januar 1998 die Einzelhaltung von

Kälbern ab der achten Lebenswoche in neu gebauten bzw. umgebauten Betrie-

ben und ab 1. Januar 2008 in allen Betrieben verboten. In der Richtlinie sind

zudem Mindestabmessungen für Einzel- und Gruppenbuchten festgelegt.

Außer in spezifischen Ausnahmefällen dürfen Kälber nicht angebunden und

prinzipiell darf ihnen kein Maulkorb angelegt werden. Außerdem müssen die

Tiere ihren physiologischen Bedürfnissen entsprechend gefüttert werden, so

müssen über zwei Wochen alte Kälber insbesondere mit genügend Eisen und

täglich mit ausreichend Rohfaser versorgt werden.

Am 1. Januar 2002 muss die 

neue Richtlinie zur Legehennen-

haltung in allen EU-Mitglied-

staaten umgesetzt sein.

Schlachtung

Die EU-Vorschriften über den Schutz von Tieren bei der Schlachtung haben

zum Ziel, den Tieren unnötige Leiden und Schmerzen weitestgehend zu erspa-

ren. In diesem Sinne sind nur wissenschaftlich fundierte Betäubungs- und Tö-

tungsmethoden zulässig, die sich auch in der Praxis bewährt haben.

Die Richtlinie über den Schutz von Tieren bei der Schlachtung 9 enthält Min-

destanforderungen an Schlachthöfe und Grundregeln für das Schlachten und

Töten von Tieren. Das Schlachten und Töten außerhalb von Schlachthöfen ist

auf einige wenige Sonderfälle (zum Beispiel im Rahmen der Seuchenbekämp-

fung) begrenzt, und in jedem Fall dürfen nur zulässige Schlacht- oder Tötungs-

methoden angewendet werden. Dabei sind die Tiere vor dem Schlachten entwe-

der zu betäuben oder mit Sofortwirkung zu töten.

Generell gilt, dass den Tieren beim Umsetzen, Einstallen, Ruhigstellen,

Betäuben, Schlachten bzw. Töten unnötige Erregung, Schmerzen und Leiden

erspart werden müssen. Die Schlachthöfe müssen daher so gebaut und ausge-

stattet sein, dass diese Anforderungen erfüllt werden, und über Personal verfü-

gen, das entsprechend geschult und sachkundig ist.

Um die Anwendung der vorgenannten Regeln sicherzustellen, muss Fleisch,

das zum menschlichen Verzehr bestimmt ist, stets in zugelassenen Schlachthö-

fen gewonnen werden.

Ausblick

Für die Tierhaltung und die Schlachtung gilt Ähnliches wie für die Tiertrans-

porte: Werden die bereits geltenden europäischen Rechtsvorschriften korrekt

angewendet, so werden die Tiere keinen unnötigen Leiden ausgesetzt. Das ist je-

doch noch nicht genug und so treten wir auch bei den Haltungsbedingungen

für weitere Verbesserungen des Tierschutzes ein. Wichtig ist jedoch in diesem

Zusammenhang auch die internationale Dimension des Problems: Bei der Ver-

schärfung von Tierschutzanforderungen dürfen wir die Wettbewerbssituation

der europäischen Landwirte gegenüber Billigimporten aus Drittländern, die –

wenn überhaupt – nur sehr niedrige Tierschutzstandards haben, nicht aus den

Augen verlieren. Zum einen müssen deshalb für bestehende Betriebe angemes-

sene Anpassungsfristen vorgesehen werden und zum anderen müssen im Rah-

men der nächsten WTO-Verhandlungen Tierschutzstandards weltweit durch-

gesetzt werden.
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unter Mitarbeit von Elfie Foissy

Mit dem Land wirtschaften bedeutet mehr als lediglich die Erzeu-

gung von Fleisch, Milch und Getreide. Die Landwirtschaft nimmt

in den meisten Ländern den überwiegenden Teil der nutzbaren

Landesfläche in Anspruch und ist somit nicht ohne weiteres mit

anderen Wirtschaftsbereichen vergleichbar. Der Boden ist einer-

seits der wichtigste Produktionsfaktor für die Landwirtschaft, an-

dererseits eine der wichtigsten Grundlagen für das Leben und die

Lebensqualität. 

Ohne die Förderung einer multifunktionalen Landwirtschaft wird es auf

Dauer nicht möglich sein, die ländlichen Räume zu erhalten und wirtschaftlich

weiter zu entwickeln. Eine multifunktionale Landwirtschaft umfasst mehr als

lediglich die Produktion einer ausreichenden Menge an qualitativ guten Nah-

rungsmitteln und die Erzeugung von nachwachsenden Rohstoffen – von denen

wir in Zukunft immer mehr benötigen werden. 

Eine multifunktionale Landwirtschaft leistet darüber hinaus einen wichti-

gen Beitrag zur Erhaltung und Pflege der äußerst unterschiedlich geprägten

Kulturlandschaften Nord-, Mittel und Südeuropas, die der Bevölkerung zur Er-

holung und in der Freizeit dienen, aber auch zu touristischen Zwecken genutzt

werden. So muss die Landschaft im Allgäu ebenso gepflegt werden wie jene in

Schleswig-Holstein, in Mecklenburg-Vorpommern oder der französischen Pro-

vence. Die multifunktionale Landwirtschaft trägt entscheidend zur Bewahrung

und Gesunderhaltung unserer Lebensgrundlagen, der natürlichen Ressourcen

wie Boden, Luft und Wasser bei – nicht nur für unsere Generation, sondern

auch für die zukünftigen. 

Eine naturnahe, nachhaltige Landwirtschaft mit einer artgerechten Tierhal-

tung ist dafür eine der Voraussetzungen. Gleichzeitig wird auf diese Weise ein

Beitrag zur Gesamtentwicklung des ländlichen Raumes in wirtschaftlicher, kul-

tureller und gesellschaftlicher Perspektive geleistet. Während der Landwirt-

schaft bis in die fünfziger Jahre die alleinige Aufgabe der Nahrungsmittelpro-

duktion zukam, leistet sie in der Gegenwart einen umfassenden Beitrag für

Mensch, Tier und Natur.

WOLFGANG KREISSL-DÖRFLER: LANDWIRTSCHAFT UND WTO

WTO-Außenschutz

Da die Landwirte in unseren Breitengraden, die ihre Produktion an den Aufga-

ben einer multifunktionalen Landwirtschaft orientieren und sich an deren Re-

geln halten (z.B. Umweltschutz, artgerechte

Tierhaltung etc.), zu den derzeit herrschen-

den Weltmarktpreisen nicht produzieren

können, ist es legitim, für die Produkte, die

wir in ausreichender Menge und Qualität in

der EU selbst erzeugen, einen entsprechen-

den Außenschutz bei der WTO einzufor-

dern. 

Dies wird aber nur möglich sein, wenn

wir im Gegenzug darauf verzichten, Über-

schüsse, die in der EU produziert werden,

durch entsprechende Subventionszahlungen

in Länder – insbesondere der so genannten

Dritten Welt- zu exportieren und deren

Märkte mit Billigeinfuhren zu überschwem-

men. Auf diese Weise wurde beispielsweise

der heimische Getreidemarkt Ecuadors jah-

relang der europäischen Konkurrenz ausge-

setzt. Folge war, dass man der traditionell

bäuerlichen Andenbevölkerung ihre natürli-

che Lebensgrundlage entzog und somit ei-

nen Sog der Landflucht auslöste, der weitere

Konsequenzen für das Land und seine Entwicklung nach sich zog. Ecuador steht

hierbei nur stellvertretend für viele andere Entwicklungsländer, bei denen es sich

mehrheitlich um Agraranbaugebiete mit ländlicher Bevölkerung handelt. Aus

diesem Grund hängt die wirtschaftliche, soziale, ökologische und nicht zuletzt

politische Stabilität dieser Länder in großem Maße von der Funktionsfähigkeit

der überwiegend kleinbäuerlich strukturierten Landwirtschaft ab, die des beson-

deren Schutzes vor Dumping- und Konkurrenzpolitiken bedürfen. 

Außenschutz muss jedoch nicht zwangsläufig die mehr als berechtigten In-

teressen der Entwicklungsländer gefährden, wenn wir im Gegenzug die Zollsät-

ze auf  klassische Produkte wie Kaffee, Kakao etc. abschaffen und die Produkti-

on von Konkurrenzprodukten wie Reis, Zucker oder pflanzliche Fette ein-

schränken. 

Welthandelsorganisation (WTO)

Am 15.4.1994 wurde bei dem Gatt-Minister-

treffen in Marrakesch neben dem GATT-

Übereinkommen über die Landwirtschaft,

das seit Juli 1997 in Kraft ist, auch das erste

WTO-Abkommen unterzeichnet, das den

Grundstein für die offizielle Gründung der

Welthandelsorganisation am 1.1.1995 leg-

te. Der Sitz der WTO ist in Genf. Inzwischen

besteht sie aus 142 Mitgliedstaaten, die

insgesamt mehr als 90 % des Welthandels

untereinander abwickeln. Das oberste Ziel

der Welthandelsorganisation besteht in der

Liberalisierung des Welthandels durch den

allmählichen Abbau von Handelshemmnis-

sen. Hierzu legt sie einheitliche Regeln fest,

kontrolliert deren Einhaltung und schlich-

tet bei Streitigkeiten. ■
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Wir SPE-Abgeordnete sind der Meinung, dass zu den herrschenden Welt-

marktpreisen weder in den Industriestaaten noch in den Entwicklungsländern

ein Landwirt zu sozial und ökologisch angemessenen Bedingungen produzieren

kann. Das zeigt zum einen die seit Jahrzehnten existierende Subventionierung

der Landwirtschaft in der EU und den anderen Industriestaaten sowie die 

Verelendung und Massenarmut unter den Kleinbauern und Landlosen in Afri-

ka, Asien und Lateinamerika. Exportsubventionen sollten daher generell entfal-

len, denn sie sind keine Lösung des Problems, sondern ein Teil davon.

Mit der Initiative „Alles außer Waffen“ für die 48 ärmsten Staaten der Welt

hat die Europäische Union, bei noch aller vorhandenen Kritik, bereits einen

wichtigen Schritt getan.

Alles außer Waffen

Am 5. Oktober 2000 hatte die Kommission einen Verordnungsvorschlag des 

Rates vorgelegt, der den 48 ärmsten Ländern der Welt, von denen 39 zur 

AKP-Gruppe* (Staaten in Afrika, im karibischen Raum und Pazifischen Ozean)

zählen, den vollständig zollfreien Zugang für alle Waren ohne mengenmäßige

Beschränkung, ausgenommen Waffen und Munition, gewähren sollte.

Aus diesem Grund wird dieser Vorschlag auch „Everything but Arms (EBA)“ 

genannt – „Alles außer Waffen“.

Mit diesem Vorschlag zugunsten der „am wenigsten entwickelten Länder“ –

„Least developed countries (LDC)“ – wollte die Kommission einerseits 

ein Zeichen für die nächsten WTO-Verhandlungen setzten als auch für die 

3. UN-Konferenz über die LDCs, die im Mai 2001 auf Einladung der EU in 

Brüssel stattfand.

Betroffen von dem Vorschlag sind insgesamt 919 Zolllinien von insgesamt

10.500, also etwa 10 %, die allesamt Agrarprodukte betreffen.

Am 26. Februar gab der Rat grünes Licht für die Initiative „Alles außer Waffen“

anhand eines Kompromisses. Alle Mitgliedstaaten gaben damit den Start-

schuss zur Öffnung der EU-Märkte für sämtliche Produkte aus den 48 ärmsten

Länder der Erde, mit Ausnahme von Waffen, ab 1. Januar 2002. Langsamer und 

in mehreren Schritten erfolgt hingegen die Liberalisierung  in den Sektoren 

Bananen, Zucker und Reis. ■

Wie funktioniert die Subventionspolitik?

Um die diversen Formen der Unterstützung zu unterscheiden, werden sie in

zwei verschiedene Kategorien („Boxes“) eingeteilt. Die Leitplanken für Han-

delsliberalisierung heißen im WTO-Jargon „nichthandelsbezogene“ Anliegen.

Green Box

Im Agrarvertrag der WTO sind die „nichthandelsbezogenen Aspekte“ in den 

sog. „Green Box-Maßnahmen“ festgeschrieben. Sie bestimmen, welche Art 

von Subvention für eine einheimische Landwirtschaft nicht handelsverzerrend

sind. Zu diesen handelsneutralen Stützzahlungen zählen z.B. Subventionen 

für die Agrarforschung, Agrarberatung, Ausbildung, Marktinformation und

Transparenz, Nothilfeprogramme, Programme der ländlichen Entwicklung, 

Umweltmaßnahmen etc. 

Jeder einzelne dieser Ausnahmetatbestände unterliegt weiteren Beschränkun-

gen, um zu verhindern, dass sie für protektionistische Einzelinteressen 

missbraucht werden. Im Prinzip gilt: Alle Unterstützungsprogramme, die 

allgemeiner Natur sind und sich nicht auf spezielle Produkte, Märkte, Preise

oder Mengen beziehen, sind „abgekoppelt“ und damit wettbewerbsneutral 

und erlaubt.  ■

Ein weiterer Ausnahmezustand, den die Uruguay-Runde speziell für die

USA und Europa vorgesehen hat und der die Art der Ausgleichszahlungen

WTO-konform macht, wird als „Blue Box“ bezeichnet. 

* Nachdem das vierte Abkommen von Lomé am 29. Februar 2000 abgelaufen ist, bildet das am
23. Juni 2000 in Cotonou (Benin) unterzeichnete Partnerschaftsabkommen einen neuen Rah-
men für die künftigen Beziehungen zwischen der Europäischen Union (EU) und den Staaten
in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean (AKP-Staaten). Das Abkommen hat
eine Laufzeit von 20 Jahren, kann jedoch nach jeweils fünf Jahren überprüft werden. Die Fi-
nanzprotokolle werden für einen Zeitraum von jeweils fünf Jahren geschlossen. 
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Blue Box

Als begrenzt handelsbeeinflussende Stützzahlungen werden Beihilfen toleriert,

die an ein bestimmtes Produktionsniveau gekoppelt werden. Die Zahlungen

dürfen für maximal 85 Prozent des zu Grunde gelegten Produktionsniveaus 

gewährt werden. Die „Blue Box“ macht also direkte Einkommensübertragungen

legitim, soweit sie mit Reduktionsmaßnahmen einhergehen. Mit anderen 

Worten sind die Ausgleichszahlungen der EU deswegen noch WTO-konform,

weil sie mit einer vertraglichen Bindung zur Flächenstilllegung verbunden sind.

Hierzu zählen in der EU die festgesetzten Flächen- und Tierprämien. Die „Blue

Box“ nahmen 1999 außer der EU nur noch Norwegen und Island für ihre

Agrarsubventionen in Anspruch.  ■

Diese Ausgleichszahlungen sind auch Hauptzielscheibe der Verhandlungs-

gegner in der WTO, wobei sowohl die Gruppe der Agrarexporteure (sog.

Cairns-Gruppe)* als auch die Entwicklungsländer die „Blue Box“ ablehnen. 

Die Millennium-Runde in Seattle

Die führenden Industrienationen, allen voran die

EU, planten, die dritte WTO-Ministerkonferenz in

Seattle im Jahre 1999 als Ausgangspunkt einer wei-

teren umfassenden Liberalisierungsrunde für die

Weltwirtschaft zu machen.

Natürlich standen auch in Seattle die konkurrie-

renden Exportinteressen der EU und der USA wie-

der im Vordergrund. Die USA traten im Schulter-

schluss mit der Cairns-Gruppe der agrarexportie-

renden Staaten nachdrücklich für einen vollständi-

gen Abbau der Exportsubventionen ein und

Reisernte

* Zusammenschluss folgender 18 agrarexportierender Länder innerhalb der WTO, die für eine
vollständige Liberalisierung des Weltagrarhandels eintreten: Argentinien, Australien, Bolivien,
Brasilien, Kanada, Chile, Kolumbien, Costa Rica, Fidschi, Guatemala, Indonesien, Malaysia,
Neuseeland, Paraguay, Philippinen, Südafrika, Thailand und Uruguay. 

forderten die drastische Verringerung der

internen Unterstützungsmaßnahmen und

der Zölle. Dem stellte die EU, mit Unter-

stützung Japans, Koreas, der Schweiz, Un-

garns, Norwegens und der Türkei, ihr Kon-

zept einer multifunktionalen  Landwirt-

schaft entgegen, das neben Handelsinteres-

sen die Bedeutung anderer Interessen wie

Verbraucherschutz, Umweltschutz und Tier-

schutz unterstreicht. 

Der EU ist es in Seattle nicht gelungen,

die nicht zur Cairns-Gruppe gehörenden

Entwicklungsländer mit ihrem Konzept der

multifunktionalen Landwirtschaft für ihre

Positionen zu gewinnen. Zwar betonten vie-

le Entwicklungsländer die Bedeutung der nichthandelsbezogenen Interessen.

Dabei steht für sie die Ernährungssicherheit an erster Stelle und damit eng ver-

bunden die Sorge um Einkommensmöglichkeiten und Beschäftigungsstruktur

im ländlichen Raum. 

Artikel 20 – Verhandlungsbeginn wird fixiert, aber kein Zeitrahmen 

Verhandlungsgrundlage ist der Artikel 20 des  Agrarabkommens, der vor-

schreibt, die Verhandlungen über den Agrarhandel im Jahre 2000 fortzuführen.

Langfristiges Ziel ist demnach „der weitreichende und progressive Abbau von

Unterstützung und Protektion“ im Agrarbereich. Die Auswirkungen der beste-

henden Vereinbarungen auf den Weltagrarhandel und auch auf nichthandelsbe-

zogene Anliegen (non trade concerns), wie sie in der Präambel der WTO aufge-

führt sind, sollen dabei Berücksichtigung finden. 

… dass die Verpflichtungen im Rahmen des Reformprogramms unter Berück-

sichtigung nicht handelsbezogener Anliegen wie Ernährungssicherung und Umwelt-

schutz eingedenk der Einigung darüber, dass eine besondere und differenzierte Be-

handlung der Entwicklungsländer ein wesentliches Element der Verhandlungen ist,

sowie unter Berücksichtigung möglicher negativer Auswirkungen der Durchführung

des Reformprogramms auf die am wenigsten entwickelten Länder und die Nettoein-

führer von Nahrungsmitteln unter den Entwicklungsländern von allen Mitgliedern

in angemessener Weise übernommen werden sollten.

In Zukunft müssen auch sensible Produkte

wie  Reis, Bananen und Zucker zollfreien

Zugang zu den Märkten erhalten. 
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Einen genauen Fahrplan für den Ablauf

der weiteren Verhandlungen legt Artikel 20

nicht fest. Es besteht nach wie vor die Mög-

lichkeit, dass die Agrarverhandlungen in

eine umfassende Welthandelsrunde einbe-

zogen und auch zeitlich eingebunden wer-

den. 

Dies ist das erklärte Ziel der EU, die

darauf spekuliert, im Austausch mit ande-

ren Interessen im Rahmen einer großen

Runde im Agrarbereich weniger Federn las-

sen zu müssen. 

Das Ziel der EU – eine Lösung 

mit Gewinnern auf beiden Seiten 

Die Europäische Union hat am 5. Februar

2001 in Genf einen weitreichenden Vor-

schlag für die Agrarverhandlungen im Rah-

men der WTO vorgelegt. Der Vorschlag

beruht sowohl auf dem Agenda 2000-Re-

formpaket als auch auf den Positionen,

welche die Gemeinschaft im Vorfeld von Seattle und in verschiedenen Stellung-

nahmen seit Beginn der WTO-Agrarverhandlungen im März 2000 bezogen

hat. 

Der EU-Vorschlag beruht auf dem selben Ansatz wie bei der Uruguay-Run-

de, nämlich einer Verpflichtung zur Absenkung aller konsolidierten Zölle.

Außerdem ermöglicht er, die spezifische Situation der unterschiedlichen Sekto-

ren zu berücksichtigen, ohne schon von vornherein bestimmte Bereiche auszu-

schließen. 

Im Bereich Verbraucherschutz, Etikettierung und Kennzeichnung der regiona-

len Herkunft argumentiert die EU, dass Marktzugangsmöglichkeiten durch

Produktdiversifizierung, entsprechende Kennzeichnung und Wahlmöglichkei-

ten der Konsumenten erhalten und verbessert werden müssten. Hier könnte für

agrarexportierende Entwicklungsländer ein gewisser Protektionismus entste-

hen, der deren Marktzugang beschränkt. Man denke in diesem Zusammenhang

an die Auseinandersetzungen um die Kennzeichnung der Herkunft von Pro-

Maisaussaat in Angola.

dukten bei Verhandlungen zum Handelsabkommen zwischen der EU und Süd-

afrika. 

Im  Zusammenhang mit dem Ausfuhrwettbewerb hält die Gemeinschaft an

ihrer bisherigen Haltung fest, derzufolge sie zu Verhandlungen über weitere

Verringerungen der Ausfuhrerstattungen bereit ist, sofern die anderen zur Ex-

portförderung eingesetzten Instrumente ebenfalls einer Disziplin unterworfen

werden.

Auch die Notwendigkeit des Vorsorgeprinzips sollte laut EU-Vorschlag

berücksichtigt werden, wann immer Bedenken über die Lebensmittelsicherheit

bestimmter Erzeugnisse bestehen. Betont wird darüber hinaus, dass die Libera-

lisierung des Handels keinesfalls die Bemühungen im Tierschutzbereich kom-

promittiert. Der Ausgleich für die Zusatzkosten zur Einhaltung von Tierschutz-

standards sollte deshalb von den Verpflichtungen zur Stützungsverringerung

ausgenommen werden.

Ausblick

Die Entwicklung regionaler Landwirtschaft und die der Binnenmärkte muss

zukünftig im Mittelpunkt sämtlicher Reformbestrebungen stehen. Beide Berei-

che sollten darüber hinaus durch die WTO geschützt werden, während die

weltmarktorientierte Landwirtschaft an Unterstüt-

zung verlieren sollte. Die angestrebte EU-Landwirt-

schaftspolitik wird allerdings nur erfolgreiche Ergeb-

nisse bei den WTO-Verhandlungen erzielen, wenn

die Union ihrerseits bereit ist, Kompromisse zu

schließen und Bündnisse einzugehen. Nur auf dem

Weg einer breiten Koalition zwischen der EU und

anderen reformwilligen Staaten wie z.B. Schweiz,

Norwegen, Japan oder Südkorea einerseits sowie der

Berücksichtigung der Interessen der Entwicklungs-

länder andererseits wird es möglich sein, der ge-

schlossenen Front der Cairns-Länder zusammen mit

den USA zu begegnen. 

Um insbesondere im Umweltbereich effizientere  Regeln zu erzielen, wäre es

sinnvoll, die Maßnahmen der Green-Box zu verstärken. Bisher sind die zulässi-

gen Subventionen begrenzt auf die Höhe von  Kompensationen für zusätzliche

Kosten, die durch Umweltauflagen verursacht werden. Denkbar ist die Schaf-

Tabakernte in Brasilien.
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fung eines finanziellen Anreizsystems für umweltfreundliche Produktionsfor-

men. Für diese Form der Subventionen sind weitere Absenkungsverpflichtun-

gen in der handelspolitischen Diskussion, die zu einer Degression der Zahlun-

gen führen könnten. Allerdings sind jedoch diese Anreize, welche notwendiger-

weise höher sein müssten als der reine Kostenausgleich, bisher noch nicht

WTO-konform. Dies könnte eventuell ein Hindernis

für das Agrarumweltprogramm der EU im Rahmen der

Agenda 2000 darstellen. 

Ferner wäre eine Umschichtung von Stützzahlun-

gen in Maßnahmen, die der „Green Box“ zugeordnet

werden könnten, möglich. Unter verhandlungstakti-

schen Gesichtspunkten sollte man in diesem Fall die

Ausgleichszahlungen nicht an den Anbau der Markt-

ordnungsprodukte und die exakte Anbaufläche bin-

den, sondern auf den Betrieb bzw. auf die Person bezie-

hen. Auf diese Weise wäre der Betriebsleiter in seiner

zukünftigen Produktionsgestaltung unabhängig. Er

könnte die Ausgleichszahlungen auch dann beziehen,

wenn er sich von den sog. Überschussmärkten abwen-

det und zur Entwicklung von regionalen Märkten Kul-

turen anbaut, die bislang keine Ausgleichszahlungen

bekommen, z.B. diverse Gemüsesorten, Faserpflanzen,

Hackfrüchte, etc. Die echten Unternehmer, die mit viel

Innovation und persönlichem Risiko neue Märkte und

neue Verfahren entwickeln, sollten hauptsächlich von

ihnen profitieren. 

Der internationale Kleinbauernverband La Via Campesina z.B. ist der Mei-

nung, dass die Landwirtschaft gänzlich aus der WTO herausgenommen werden

sollte. Dieser Argumentation ist sicherlich einiges abzugewinnen, aber wo sonst

könnte dann der Bereich der Landwirtschaft angesiedelt werden? 

Ohne eine übergeordnete Stelle besteht die Gefahr, dass die USA und  die

EU weiterhin Agrarexporte massivst subventionieren, sich in Handelskriege

verwickeln, Märkte negativ beeinflussen oder zumindest weiterhin unter Druck

setzten. Gerade hier bietet die WTO die Chance, auf den internationalen Agrar-

märkten illegitime Praktiken wie z.B. Dumping, Handelsdiskriminierung und

andere Willkürmaßnahmen einzuschränken. Es kann keine Weltstrategie gegen

den Hunger und die Armut auf dem Lande geben, wenn nicht die Regeln des

internationalen Handels dem angepasst sind. Natürlich ist es immer problema-

Bei der Pflege der Kulturland-

schaften müssen die 

Landwirte oft unter schwierigen 

Bedingungen Hand anlegen.

tisch, einer Organisation zu viel Macht und Hand-

lungsfreiheit zu übertragen, aber gerade im Bereich

der Landwirtschaft ist es erforderlich, Regeln einzu-

führen, die dem Freihandel die notwendigen Gren-

zen aufzeigen. Diese Regeln müssen aber so definiert

sein, dass das Recht auf Ernährung und Ernährungs-

sicherheit aller Staaten den absoluten Vorrang vor

handelspolitischen Interessen genießt. 

Das Gespräch vor Ort ist nicht 

zu ersetzen.
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WILLI GÖRLACH: DER LÄNDLICHE RAUM – 

MEHR ALS EINE ERGÄNZUNG ZU BALLUNGSZENTREN

unter Mitarbeit von Jan Huth

Aus der Geschichte lernen

Für die europäischen Sozialdemokraten war und ist Agrarpolitik

immer ein wichtiges Thema gewesen.

Sozialleistungen, wie Kranken-, Invaliditäts- und Altersversi-

cherungen sollten allen Landwirten zugute kommen. Durch stabile

und subventionierte Preise wollte man sowohl Verbraucher als auch

Erzeuger gleichermaßen zufriedenstellen. Nach dem II. Weltkrieg, als in Europa

alles danieder lag, ging es jedoch allen zunächst nur um die Ernährung der Be-

völkerung. 

Dann kam schnell die Zeit der Gemeinsamen Europäischen Agrarpolitik

und bald auch der Überproduktion. Der Ruf nach Reformen wuchs; aber es gilt

festzuhalten: es blieb meistens bei einer allgemeinen Kritik an der GAP. Es herr-

schte ein Kurieren an Symptomen vor. Die Übel wurden nicht an der Wurzel

gepackt. Eine Reform hin zu einer integrierten Gesamtstrategie für den ländli-

chen Raum war nicht das zentrale Anliegen. Hoffnungsvolle Ansätze, wie bei-

spielsweise in Deutschland die Dorferneuerung, blieben die Ausnahme.

Rückstände verringern – Entwicklungen vorantreiben

Wenn wir heute vom „ländlichen Raum“ in Europa sprechen, müssen wir uns

bewusst sein, dass sich in der EU eine Vielzahl von ländlichen Gebieten mit den

unterschiedlichsten Strukturen befindet. Meist werden die Kriterien Bevölke-

rung und Bevölkerungsanstieg, aber auch sozioökonomische Aspekte, wie bei-

spielsweise Bruttoinlandsprodukt, Arbeitslosenquote, Indikator für den Bevöl-

kerungsdruck auf dem Arbeitsmarkt und Anteil der Beschäftigung in der Land-

wirtschaft bei der Abgrenzung von städtischen und ländlichen Gebieten heran-

gezogen. Die OECD z.B. bezeichnet ein Gebiet als ländlich, wenn seine

Bevölkerungsdichte weniger als 150 Einwohner pro qkm aufweist. 

Im Amsterdamer Vertrag wird in Artikel 130 a über die Ziele der Europä-

ischen Union ausgeführt: „Die Gemeinschaft entwickelt und verfolgt weiterhin

ihre Politik zur Stärkung ihres wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts,

um eine harmonische Entwicklung der Gemeinschaft als Ganzes zu fördern.

Die Gemeinschaft setzt sich insbesondere zum Ziel, die Unterschiede im Ent-

wicklungsstand der verschiedenen Regionen und den Rückstand der am stärk-

sten benachteiligten Gebiete und Inseln, einschließlich der ländlichen Gebiete,

zu verringern.“

Die Entwicklungsprobleme und -perspektiven

unserer ländlichen Räume in Europa lassen sich nur

im Kontext der wirtschaftlichen, gesellschaftlichen

oder ökologischen Situation einer ganzen Region

oder eines Landes verstehen. Die ländlich struktu-

rierten Gebiete waren in den vergangenen Jahrzehn-

ten tiefgreifenden, meist belastenden Veränderungen

unterworfen. Im Zuge dieser Veränderungen hat der

ländliche Raum insgesamt ökonomisch an Bedeu-

tung verloren. Dies zeigt sich vor allem in einem ge-

nerellen Rückgang der Beschäftigung – insbesondere

in der Landwirtschaft.

Richtungen zukünftiger EU-Agrarpolitik

Die geschilderten negativen Entwicklungen bedeuten für eine in die Zukunft

gerichtete Politik des ländlichen Raums, dass diese nicht nur für die Landwirt-

schaft zuständig sein darf, sondern zur Gesamtentwicklung von Wirtschaft, Ge-

sellschaft, Natur und Kultur beitragen muss. Des Weiteren muss sie sich räum-

lich orientieren, sektoral übergreifend sein, ihre Potenziale durch staatliche

Maßnahmen, aber auch durch Förderungen privater Initiativen entwickeln und

die Selbstorganisation und Eigenkompetenz der Menschen fördern. Das Ergeb-

nis dieser Ansätze kann nur ein umfassendes integriertes Konzept sein, welches

die Anpassung und Entwicklung der Landwirtschaft, die wirtschaftliche Diver-

sifizierung, die Förderung der Vitalität, die Nutzung vorhandener Ressourcen

zur Eigenentwicklung, die Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen, die Stär-

kung der Umweltfunktionen und die Förderung von Kultur und Freizeitakti-

vitäten zum Ziel hat.

Denn eines muss klar sein: Zwischen all diesen Elementen besteht eine

Wechselwirkung. Nur wer diese nutzt und alle Faktoren in den ländlichen Räu-

men berücksichtigt, kann dort die wirtschaftliche und soziale Lebensfähigkeit

erhalten und erweitern. Ich möchte eine Veränderung der GAP, die nicht nur

die Auswirkungen, sondern auch die Ursachen selbst kuriert. Aber eine solch

umfassende Veränderung geht nur schrittweise voran.

Unsere Landwirtschaft trägt in 

allen Teilen Europas zur Erhaltung

örtlicher und regionaler Wirt-

schafts- und Lebensräume bei.
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Mittel und Wege

Wie können die geschilderten Ziele erreicht werden? Ein Großteil der Landwir-

te muss angesichts des fortschreitenden Strukturwandels verstärkt die Möglich-

keit der Erwerbskombination und Mehrfachbeschäftigung nutzen. Dies wird

nicht nur die klassische Nebenerwerbslandwirt-

schaft sein, sondern eine Form der Einkommenser-

zielung, bei der der landwirtschaftliche Betrieb die

notwendige Basis des zusätzlichen Einkommens bil-

det. Die landwirtschaftlichen Betriebe verfügen

häufig über Familienarbeitskräfte, eine breite tech-

nische Ausstattung, Motorisierung, Gebäude und

Wissen, die sich für eine Kombination von alterna-

tiven Erwerbstätigkeiten in ländlichen Gewerbe-

und Dienstleistungsbereichen nutzen und sich rela-

tiv flexibel einteilen lassen. Dadurch haben sie her-

vorragende Voraussetzungen im Dienstleistungssek-

tor. Diese lassen sich allerdings nur dann voll nut-

zen, wenn die EU von der bisherigen überwiegen-

den Politik der Marktstützung und Einkommenssubventionierung abrückt und

ihre Anstrengungen auch auf eine Verbesserung der entsprechenden Strukturen

konzentriert.

In ihrer jetzigen Form ist die in ihrer Grundidee richtige EU-Förderpolitik

zu einer kaum mehr vertretbaren Art von Subvention geworden. Von ihr profi-

tieren vor allem die großen, leistungsfähigen Betriebe: Je größer die landwirt-

schaftliche Nutzfläche und je höher die Hektarerträge, desto mehr Ausgleichs-

zahlungen; je größer die Herde, umso mehr Tierprämien. Ein Großteil der 

Ausgaben für Agrarmarktstützung kommt gegenwärtig nur einem kleinen Teil

der Betriebe zugute – was jeder, nicht nur sozialpolitischen Vernunft, zuwider-

läuft. 

Diese Feststellung beinhaltet jedoch keinesfalls die Notwendigkeit einer to-

talen Umkehr hin zu einer Privilegierung kleinerer Betriebe und damit zu einer

Diskriminierung erfolgreicher großer Einheiten. Die Fakten zeigen nur eines

sehr deutlich: Die generellen Ziele sowie die konkreten Instrumente müssen

neu festgelegt und entwickelt werden, in ökonomischer, ökologischer und sozia-

ler Hinsicht. Die Neuausrichtung der GAP stellt daher eine der politisch und

sozial schwierigsten Herausforderungen dar, denen sich Europa in den kom-

menden Jahren gegenübersieht.

Immer mehr Bauern geben jähr-

lich auf – dieser Trend ist nur mit

einer verstärkten Förderung von

Junglandwirten umzukehren.

LEADER+

Die im Jahre 1991 eingeführte Gemeinschaftsinitiative LEADER hat für die 

Entwicklung der ländlichen Gebiete Europas ein neues Konzept gebracht, bei

dem die örtlichen Gemeinwesen ermutigt werden sollen, an der Gestaltung 

ihrer eigenen Zukunft aktiv mitzuwirken. Anders als bei LEADER I und II 

kommen im Rahmen von LEADER+ nun alle ländlichen Gebiete der EU für eine

Förderung in Betracht. Die Schlüsselmerkmale des bisherigen LEADER-Kon-

zepts, die sich als erfolgreich erwiesen haben, wurden auch bei dem im Jahre

2000 angelaufenen LEADER+ beibehalten:

■ Bevorzugung von integrierten Strategien, die das gesamte Potenzial der 

lokalen Wirtschaft zu erschließen suchen, gegenüber einem eher sektor-

spezifischen Vorgehen;

■ Einführung prioritärer Themenbereiche, auf die die integrierten lokalen Ent-

wicklungspläne Bezug nehmen müssen. Solche Themenbereiche sind die

Nutzung der Informationstechnologie, die Verbesserung der Lebensqualität

im ländlichen Raum sowie Mehrwert von örtlichen Erzeugnissen und best-

mögliche Nutzung der natürlichen und kulturellen Ressourcen. Strategien

für die Chancengleichheit von Frauen und für bessere Startchancen von 

jungen Menschen soll ebenfalls Priorität eingeräumt werden;

■ Pilotcharakter der förderfähigen Aktionen, die auch nur ein relativ kleines

Gebiet betreffen sollten (in der Regel Kommunen bis zu höchstens 100 000

Einwohnern);

■ Unterstützung eines von unten nach oben gerichteten Ansatzes 

(,Bottom-up-Konzept‘) für die gebietsbezogene lokale Entwicklung;

■ Betonung eines aktiven Mitwirkens der örtlichen Bevölkerung sowie eine 

intensive Zusammenarbeit und Vernetzung zwischen ländlichen Gebieten,

um Erfahrungen auszutauschen und Know-how weiterzugeben;

■ Kofinanzierung (teilweise Finanzierung EU-Mitgliedstaat) der gebiets-

bezogenen integrierten ländlichen Entwicklungsprojekte, die von mehreren

LEADER-Aktionsgruppen desselben Mitgliedstaates oder auch verschiede-

ner EU-Mitgliedstaaten gemeinsam durchgeführt werden.

Die Aktionen müssen zu den breit angelegten ländlichen Entwicklungspro-

grammen der Mitgliedstaaten ergänzend hinzukommen. Die Gesamtbeteili-

gung der EU an LEADER+ wird sich für den Zeitraum 2000–2006 auf über 

2 Mrd. Euro belaufen.  ■
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Agrarfabriken im Sinne von

Massentierhaltung auf engstem

Raum, mangelndem Auslauf

für Tiere, Maschinenbetrieb

ohne Humaneinsatz und

Monokulturen lehnt die große

Mehrheit der EU-Bürger ab.

Aber groß ist nicht gleich

schlecht. Wir sagen ja zu Erzeu-

gergemeinschaften und Ma-

schinenringen, in denen sich

selbstständige Landwirte Ar-

beitsabläufe und Maschinenka-

pazitäten teilen, Vermarktung

gemeinsam organisieren und

Monokulturanbau vermeiden!

Bei der Durchsetzung der not-

wendigen Verbesserung des unternehmerischen Managements im ländlichen

Raum kommt solchen Gemeinschaften eine entscheidende Rolle zu.

In den Gebieten Europas, in denen Erzeuger- und Absatzgemeinschaften

noch zu klein und zu wenig konkurrenzfähig sind, muss es zu einer Wiederbele-

bung des Genossenschaftswesens kommen. Die Agrargenossenschaften müssen

in Europa als ebenbürtiger Verhandlungspartner gegenüber einem Lebensmit-

telhandel auftreten können, der sich in den Händen weniger – aber dafür umso

größerer und mächtigerer Firmen befindet. Nur auf diese Weise können ange-

messene Erzeugerpreise für unsere Bauern erzielt und Kostensenkungen bei Er-

zeugung und Absatz erreicht werden.

Die Rolle der EU

Was kann die Europäische Union beitragen? Die EU bietet ihren Mitgliedstaa-

ten schon jetzt Förderprogramme für strukturschwache ländliche Regionen, wie

z.B. das aktuelle LEADER+-Programm, eine der vier im Rahmen der Struktur-

fonds für den Zeitraum 2000-2006 eingesetzten Gemeinschaftsinitiativen 10 . Es

fördert ländliche Entwicklungsmaßnahmen mit innovativem Charakter. Aber

auch dieses Erfolgsmodell – LEADER wird inzwischen bereits in der dritten

Generation durchgeführt – lässt den integrierten Gesamtansatz noch vermissen. 

Direktvermarktung – ein Vorbild für kontrollierte

Qualität vom Acker bis zur Ladentheke.

Insbesondere die im Rahmen der Agenda 2000 neu geschaffene zweite Säu-

le der GAP, die Förderung des ländlichen Raums, könnte einmal diese Rolle

übernehmen. Sie gehört zu einer unserer ältesten Forderungen und beinhaltet

einen Korb von Maßnahmen, der der Erhaltung der Kulturlandschaften, dem

Schutz der Natur dienen sowie der Landflucht vorbeugen soll. Darunter fallen

z.B. die Förderung des Tourismus auf dem Lande, Investitionen in Produkti-

onsverbesserung, Förderung von Junglandwirten, Bildung und Weiterbildung,

Ausgleich für benachteiligte Gebiete, Agrarumweltmaßnahmen oder Verbesse-

rung der alternativen Vermarktung – Stichwort „Direktvermarktung“ – und

Werbemaßnahmen für Agrarprodukte. 

Die Mitgliedstaaten gewähren im Rah-

men ihrer nationalen Programme zur länd-

lichen Entwicklung finanzielle Unterstüt-

zung (Kofinanzierung). Der Bereich „För-

derung des ländlichen Raums“ als zweite

Säule der Agrarpolitik muss nun in den

kommenden Jahren und Jahrzehnten weiter

ausgebaut werden. Schon jetzt zeigt sich,

dass Agrarpolitik als umfassende Politik des

gesamten ländlichen Raums möglich ist.

Umso notwendiger ist es jetzt, dass wir Sozi-

aldemokraten eine mutige Offensive in al-

len Mitgliedstaaten und auf der EU-Ebene

starten, um die im Vergleich zum EU-Ge-

samtagrarhaushalt dafür geringen bisher

vorgesehenen Mittel (4,5 Mrd. Euro im

Haushalt 2001) kontinuierlich aufzu-

stocken.

Im Gegenzug können die Ausgaben für

Ausfuhrsubventionen, Marktinterventionen

und Direktbeihilfen zurückgeführt werden.

Die Agrarpolitik der EU ist also durch Umschichtung der EU-Mittel aus dem

Marktbereich in die Bereiche ländliche Entwicklung und Umwelt künftig stär-

ker darauf auszurichten, die Erfordernisse existenzsichernder Produktion und

Erhalt der ökologischen Agrarraumfunktion in Einklang zu bringen, damit die

nahezu 46 Milliarden Euro, die für die GAP aufgewandt werden, sinnvoller ein-

gesetzt werden. Die GAP bleibt nur dann auch in Zukunft finanzierbar, wenn

endlich umgesteuert wird.

Probleme anpacken, mit Herz und

Verstand.
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Subsidiarität – soviel EU wie nötig

Innerhalb des reformierten Instrumentariums einer neuen Agrarpolitik für die

Europäische Union müssen des Weiteren klar definierte Spielräume den Regio-

nen Europas mehr Flexibilität geben. Diese zielorientierte Subsidiarität ist nicht

nur für die Umsetzung auf der administrativen Ebene geboten, sie trägt auch

Gewähr für die Berücksichtigung der regionalen Be-

sonderheiten in der GAP. Aus diesem Grunde ist es

wichtig, die Entwicklung des ländlichen Raums ins-

gesamt auszubauen. Aus einer solchen Umsetzungs-

strategie könnten dann unterschiedliche Modelle 

einer Kofinanzierung EU-Nationalstaat-Region er-

wachsen. Eine völlige Renationalisierung der Agrar-

politik würde uns jedoch zurückwerfen. Darum

kann es nur heißen: soviel Subsidiarität wie möglich

und vernünftig.

Ausblick

Auch in Zukunft werden zwangsläufig in den

Agrarsektor Transferzahlungen fließen – nur müs-

sen die einer anderen Logik folgen. Die Alternative

liegt in einer flächendeckenden extensiveren Pro-

duktion. Sie führt nicht zu übermäßigen Umwelt-

belastungen, sondern erhält die Natur und sorgt für

ein ökologisches Gleichgewicht. Dies erfordert aber

eine Politik, die zumindest grobe Rahmendaten für

die Produktion setzt und damit hilft, die Märkte zu

regulieren. Scheinbar unproduktive Standorte müssen aufrechterhalten werden,

wenn es die Kulturlandschaft, das ökologische Gleichgewicht und die Sozial-

struktur der Region erfordern. Denn wir dürfen eines nicht vergessen: Trotz des

Rückgangs der landwirtschaftlichen Anbaufläche in den letzten Jahren werden

immer noch 44 % der Areale Europas landwirtschaftlich genutzt.

Wir unterstützen eine Reform, die die Entwicklung und Schaffung von Ar-

beitsplätzen im ländlichen Raum insgesamt sowie die Unterstützung einer um-

weltfreundlichen Landbewirtschaftung zum Schwerpunkt hat, und setzen auf

produktionsneutrale Unterstützung der Landwirtschaft. Soziale Kriterien wie

Arbeitskräftebesatz und regionale Benachteiligungen müssen bei den Aus-

gleichszahlungen an die Landwirte also zukünftig noch stärker berücksichtigt

werden, um die vorhandene Beschäftigungsstruktur erhalten zu können. Dies

kann nur eine integrierte Strategie sichern.

Steuobstwiesen – 

wichtig für Natur und Mensch.
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GAP UND UMWELT – UNTER EINEM HUT?

Seit der Ratifizierung des Vertrages von Maastricht und verstärkt seit Inkrafttre-

ten des Amsterdamer Vertrages am 1. Mai 1999 stellt die Berücksichtigung des

Umweltschutzes bei der Gestaltung und Umsetzung der Gemeinschaftspoliti-

ken eine rechtliche Verpflichtung der Union dar. Artikel 6 EG-Vertrag legt aus-

drücklich fest, dass die Erfordernisse des Umweltschutzes bei der Festlegung

und Durchführung der Gemeinschaftspolitiken und -maßnahmen insbesonde-

re zur Förderung einer nachhaltigen Entwicklung einbezogen werden müssen.

Konkret wirkt sich dies für die Landwirtschaft zunächst in den Rechtsvor-

schriften aus, die im Zuge der GAP-Reform innerhalb der Agenda 2000 erlas-

sen worden sind. Dies gilt für die Agrar-

marktpolitik, die die Mitgliedstaaten in

ihren Gemeinschaftsregeln für Direktzah-

lungen verpflichtet, die von ihnen für not-

wendig erachteten Umweltauflagen als Zah-

lungsvoraussetzung festzulegen, und ihnen

die Möglichkeit gibt, bei Nichteinhaltung

die Zahlungen zu kürzen oder sogar zu strei-

chen (sogenannte „Cross-Compliance“).

Dass diese Sanktionen fakultativ sind, wird

von vielen als Schwachpunkt betrachtet.

Eine obligatorische Cross-Compliance wür-

de ein breites Spektrum an Möglichkeiten

für eine wirksamere Durchführung eines

„Greenings“ der Landwirtschaft eröffnen.

Es würde sich beispielsweise die Möglich-

keit bieten, die Vergabe von GAP-Mitteln

davon abhängig zu machen, ob Landwirte,

z.B. durch eine nachhaltige Bewirtschaftung

und Wiederherstellung von Feuchtgebieten,

bestimmte Standards für die Wasserqualität

und -menge einhalten.

Die so genannte Modulation ist eben-

falls ein Instrument, um EU-Mittel für ein

Greening der GAP zu verwenden. Die

durch die Kürzung der Direktzahlungen ge-

wonnenen Gelder stehen den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 4 der Verordnung

über Gemeinschaftsregeln für Direktzahlungen 13 für Maßnahmen im Rahmen der 

Artikel 10 bis 12 (Vorruhestand), 13 bis 21 (benachteiligte Gebiete und Gebie-

te mit umweltspezifischen Einschränkun-

gen), 22 bis 24 (Agrarumweltmaßnahmen)

und 31 (Aufforstung) der Verordnung zur

Entwicklung des ländlichen Raums zur Ver-

fügung.

Agrarumweltmaßnahmen

Die Verordnung zur Entwicklung des länd-

lichen Raumes 15 umfasst Agrarumweltmaß-

nahmen als spezifischen Aktionsbereich. Sie

stellen das einzig obligatorische Element in

den neuen Programmen zur Entwicklung

des ländlichen Raumes dar und sind ein ent-

scheidender Schritt in Richtung einer Aner-

kennung der Rolle der Landwirtschaft bei

der Erhaltung und Verbesserung der natürli-

chen Lebensgrundlagen und der Umwelt in

Europa.

Landwirte, die mindestens fünf Jahre

lang umweltverträgliche und landschafts-

schützende Erzeugungsverfahren (Agrarum-

weltmaßnahmen) anwenden, können eine

Beihilfe erhalten. Diese soll dazu dienen, die

umweltverträgliche Bewirtschaftung und

ein planvolles Vorgehen im Agrarumweltbe-

reich, die Extensivierung der landwirt-

schaftlichen Erzeugung, die Erhaltung von

ökologisch wertvollen Gebieten und die

Landschaftspflege zu fördern.

Bei der Berechnung dieser Beihilfen

werden die Einkommenseinbußen und die zusätzlich anfallenden Kosten sowie

der Anreiz berücksichtigt, der notwendig ist, damit sich die Landwirte zur

Durchführung von Agrarumweltmaßnahmen verpflichten. Die Beihilfen dür-

fen aber bei einjährigen Kulturen und bestimmten Dauerkulturen 600 Euro

bzw. 900 Euro nicht überschreiten. Jede sonstige Bodennutzung wird mit höch-

stens 450 Euro je Hektar jährlich unterstützt. 

Cross-Compliance

Die Mitgliedstaaten ergreifen gemäß Arti-

kel 3 der Verordnung über Gemeinschafts-

regeln für Direktzahlungen 12 Maßnahmen

in Form von verbindlichen Bedingungen 

im Rahmen einzelstaatlicher Rechtsvor-

schriften zur Verminderung von Umwelt-

schäden in der Landwirtschaft . Landwirte

können Beihilfen als Gegenleistung für 

Umweltschutzverpflichtungen in der Land-

wirtschaft erhalten sowie zur Einhaltung

allgemeiner und spezifischer Umwelt-

auflagen als Voraussetzung für Direktzah-

lungen verpflichtet werden (so genannte

„Cross-Compliance“). Die konkrete Ausle-

gung und Anwendung bleibt den einzelnen

Mitgliedstaaten überlassen. Sie müssen

entscheiden, welche Maßnahmen geeignet

sind, und können bei Verstößen Zwangs-

maßnahmen für die Landwirte festlegen,

d.h. Direktzahlungen kürzen oder gegebe-

nenfalls streichen. ■

Modulation

Darunter versteht man, dass die Mitglied-

staaten gemäß Artikel 4 der Verordnung

über Gemeinschaftsregeln14 das Recht er-

halten, Direktzahlungen um bis zu 20 % zu

kürzen, wobei Aspekte der Beschäftigung,

der wirtschaftlichen Situation der Betriebe

sowie der Gesamtumfang an Zahlungen

während eines Kalenderjahres als Kriterien

herangezogen werden können. Die Mit-

gliedstaaten sind ermächtigt, zu allen 

Kriterien Bedingungen festzulegen, deren

Beachtung für den Erhalt der vollen Prä-

mienhöhe vorausgesetzt wird. Die so ein-

gesparten Beträge können für Maßnahmen

der Strukturförderung ausgegeben werden,

müssen allerdings von den Mitgliedstaaten

kofinanziert werden. 

In Deutschland hat die Bundesregierung

am 25. Juli 2001 den Entwurf eines Geset-

zes zur Modulation von Direktzahlungen im

Rahmen der GAP verabschiedet. Vom Jahr

2003 an ist geplant, ab einem Freibetrag

von 20.000 DM 2 % der Direktzahlungen

zu kürzen und die freiwerdenden Mittel für

Agrarumweltmaßnahmen, den ökologi-

schen Landbau und soziale Maßnahmen

einzusetzen. ■
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Landwirte, die in benachteiligten Gebieten, z.B. Berggebieten oder in durch

besondere Erschwernisse gekennzeichneten Gebieten ansässig sind, können

eine Ausgleichszulage erhalten, um den Fortbestand der landwirtschaftlichen

Bodennutzung, die Erhaltung der Landschaft und die Berücksichtigung der

Umwelterfordernisse sicherzustellen. 

Zu diesem Zweck verpflichten sich die Landwirte, ihre Tätigkeit fünf Jahre

lang unter Einhaltung der guten landwirtschaftlichen Praxis in Übereinstim-

mung mit den Erfordernissen des Umweltschutzes, der Landschaftspflege und

der nachhaltigen Landwirtschaft auszuüben. Dementsprechend ist eine Beihilfe

ausgeschlossen, wenn in dem betreffenden landwirt-

schaftlichen Betrieb Rückstände von verbotenen oder

zugelassenen, aber vorschriftswidrig verwendeten Stof-

fen nachgewiesen werden. 

Die Ausgleichszahlungen müssen ausreichend hoch

sein, um effektiv zum Ausgleich der bestehenden

Nachteile beizutragen, ohne dass es zu Überkompen-

sierungen kommt. Daher werden unter Berücksichti-

gung der Entwicklungsziele der betreffenden Region,

der besonderen Gegebenheiten und Umweltprobleme

sowie der Art des landwirtschaftlichen Betriebs Beträge

zwischen 25 Euro und 200 Euro je Hektar gezahlt.

Landwirte, die in Gebieten mit umweltspezifischen

Auflagen ansässig sind, können ebenfalls eine Unter-

stützung in Höhe von bis zu 200 Euro je Hektar erhal-

ten, um die Kosten und Einkommenseinbußen auszugleichen, die ihnen durch

die Umsetzung der gemeinschaftlichen Umweltvorschriften entstehen. 

Der ökologische Landbau

Eine umweltgerechtere Landwirtschaft bedeutet keineswegs die Rückkehr zu al-

tertümlichen Produktionsweisen. Dies zeigt der ökologische Landbau, dem in

der Neuorientierung des gesamten Landwirtschaftssektors eine wichtige Leit-

funktion zukommt. 

Der ökologische Landbau im Sinne des Gemeinschaftsrechts ist definiert als

eine Wirtschaftsweise mit strengen Auflagen für die Verwendung von Dünger

und Pflanzenschutzmitteln mit dem Ziel einer nachhaltigen und umweltorien-

tierten Landwirtschaft.

Im Juni 1991 erließ der Rat die Verordnung über den ökologischen Land-

bau und die entsprechende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnis-

se und Lebensmittel16. Nach zahlreichen Ergänzungen wurde 1999 auch die

ökologische Tierhaltung in den Anwendungsbereich einbezogen17. In diesen

beiden Verordnungen sind die Kriterien für den ökologischen Landbau vorge-

geben. Die wichtigsten sind:

■ Generelles Verbot der Verwendung von genetisch veränderten Organismen

(GVO) und auf deren Grundlage hergestellter Erzeugnisse;

■ Rückverfolgbarkeit der Erzeugnisse;

■ Kein Pflanzenschutz mit chemisch-synthetischen Mitteln, Anbau wenig an-

fälliger Sorten in geeigneten Fruchtfolgen, Einsatz von Nützlingen, mechani-

sche Unkrautbekämpfungsmaßnahmen wie z.B. Hacken und Abflammen;

■ Keine Verwendung leicht löslicher mineralischer Düngemittel; stattdessen

Ausbringen von organisch gebundenem Stickstoff in Form von Mist oder

Mistkompost; Gründüngung durch Stickstoff sammelnde Pflanzen (Legu-

minosen) und Einsatz langsam wirkender natürlicher Düngestoffe;

■ Tiergesundheit basierend auf dem Vorsorgeprinzip: entsprechende Auswahl

von Rassen und Zuchtstämmen, ausgewogene Fütterung mit hochwertigem

Futter, Schaffung artgerechter Lebensbedingungen, insbesondere hinsicht-

lich der Besatzdichte, der Stallhaltung und der Haltungspraktiken;Besonders in benachteiligten 

Gebieten gilt es auch weiterhin

die Landwirte zu unterstützen –

hier sind Ausgleichszulagen mitt-

lerweile nicht wegzudenken. 
Öko-Landwirtschaft

Verkauf pflanzlicher
Produkte

Mist und Gülle

Gründüngung
(Anbau von Pflanzen,

die Luftstickstoff
binden)

Futtermittel und Streu

Nutzpflanzenanbau in
ausgewogener Fruchtfolge;

Verzicht auf chemische
Unkraut- und Schädlings-

bekämpfungsmittel

artgemäße Tierhaltung

Verkauf tierischer
Produkte

Ernterück-
stände,

Kompost

Bodenfruchtbarkeit

geringe
Zugaben

organischen
Düngers

Bodenpflege durch Verzicht
auf tiefes Pflügen

(Bodentiere und Bodenstruktur
bleiben erhalten)

ausgewähltes
Saatgut

mäßiger Futter-
mittelankauf

Anteil der ökologisch wirtschaftenden Betriebe
an allen Landwirtschaftsbetrieben in %

Liechtenstein

Österreich

Schweiz

Finnland

Dänemark

Schweden

Griechenland

Norwegen

Deutschland

Italien

8,0

6,3

5,2

2,5

3,1

6,0

2,3

1,8

1,3

Quelle: BML6779 © Globus Stand ’98/ ’99

Liechtenstein

Österreich

Schweiz

Finnland

Dänemark

Schweden

Großbritannien

Norwegen

Deutschland

Italien

10,1

7,3

5,9

3,2

3,7

6,0

2,4

1,8

1,5

Anteil der ökologisch bewirtschafteten Fläche
an der gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche
in %

17,7 %

12,7 %
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■ Verbot von präventiver Verwendung chemisch-synthetischer Arzneimittel;

unverzügliche Behandlung der Tiere im Falle einer Verletzung oder Erkran-

kung vorzugsweise mit pflanzlichen oder homöopathischen Tierarzneimit-

teln und Beschränkung des Einsatzes chemisch-synthetischer allopathischer

Arzneimittel auf das unabdingbare Mindestmaß;

■ Artgerechte Tierhaltung für alle Tierarten hinsichtlich der Belüftung, der

Lichtansprüche, des Platz- und Komfortbedarfs, damit jedes Tier über die

erforderliche Bewegungsfreiheit verfügt und sein natürliches Sozialverhalten

entfalten kann;

■ Verbot des Einsatzes bestimmter Stoffe zur Wachstumsförderung oder Ver-

änderung des Reproduktionszyklus der Tiere.

Da ein großer Teil in den mittel- und osteuropäischen Kandidatenstaaten

die Bedingungen der ökologischen Landwirtschaft  bereits erfüllen, sollte bei

den Anpassungsstrategien an den EU-Markt darauf geachtet werden, dass dieser

positive Ansatz auch in Zukunft nicht verloren geht. 

Nitratrichtlinie

Die 1991 erlassene Nitratrichtlinie18 ist ein wichtiger Be-

standteil der europäischen Rechtsvorschriften zur Verbes-

serung der Wasserqualität. Sie stellt einen bedeutenden

Schritt bei der Einbeziehung der Umwelt in die Agrarpo-

litik dar und umfasst sowohl das „Verursacherprinzip“ als

auch das „Prinzip der Verhinderung der Quelle“.

Mit dieser Richtlinie wurde ein Leitwert für Nitrat-

konzentrationen im Grundwasser und eine zuverlässige

Höchstkonzentration eingeführt, um die Trinkwasser-

qualität zu sichern und einer Überdüngung der Gewäs-

ser vorzubeugen. Mittelbar könnte die Einhaltung der Richtlinie auch zur Lö-

sung bestimmter Strukturprobleme – wie z.B. der zu hohen Schweine- und Ge-

flügeldichte in bestimmten Gebieten – beitragen.

Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie und Natura 2000

Diese 1992 erlassene sogenannte FFH-Richtlinie19 ist das Herzstück der EU-

Rechtsvorschriften zum Schutz der Artenvielfalt und der Landschaften. 

In diesem Rahmen wurde das Europäische Schutzgebietsystem Natura 2000

geschaffen, das alle für die Gemeinschaft wichtig eingestuften Lebensräume

umfasst. In jedem dieser Gebiete wird versucht, die Artenvielfalt zu erhalten,

wobei den unterschiedlichen wissenschaftlichen, wirtschaftlichen, sozialen, kul-

turellen und regionalen Anforderungen Rechnung getragen wird. Auf diese

Weise entstehen Gebiete, in denen Natur und Wirtschaft nebeneinander beste-

hen können, so dass sie den örtlichen Gemeinschaften – im Gegensatz zu Na-

turschutzgebieten, in denen jegliche Wirtschaftstätigkeit untersagt ist – wirt-

schaftliche Vorteile bringen. 

Umweltbelange sind also nicht lediglich ein Zusatzaspekt, sondern eine we-

sentliche Dimension der Entwicklung von Landwirtschaft und ländlichem

Raum ebenso wie die der beruflichen und sozialen Verhältnisse der Landwirte.

Als erstes Glied in der Produktionskette der Ernährungswirtschaft sind sie Trä-

ger einer großen Verantwortung bei der schonenden Bewirtschaftung der natür-

lichen Ressourcen. Diese Rolle gilt es künftig noch besser zu würdigen. 

Agrarumweltindikatoren

Auf den Gipfeltreffen von Cardiff (15./16. Juni 1998) und Wien (11./12. De-

zember 1998) wurde vom Europäischen Rat bereits die Notwendigkeit hervor-

gehoben, geeignete Agrarumweltindikatoren zu entwickeln. 

1999 ersuchte der Agrarrat die Kommission, als Hilfestellung für seine Stra-

tegie zur Einbeziehung der Umwelt in die GAP einen Bericht über die

Agrarumweltindikatoren zu erarbeiten. Anfang 2000 hat die Kommission dem

Rat und dem Europäischen Parlament eine Mitteilung zu diesem Thema vorge-

legt. Wenn diese Indikatoren einmal vorliegen, wird es einfacher sein, die Ein-

bindung von Umweltmaßnahmen in die GAP zu überwachen sowie materielle

und finanzielle Daten über menschliche Aktivitäten und die Umweltsituation

in entscheidungsrelevante Information zu übersetzen. Darüber hinaus erleich-

tern sie der Kommission eine verstärkte Begleitung und Bewertung der

Agrarumweltprogramme in den Mitgliedstaaten.

Die Einbeziehung von Umweltzielen in die GAP und der Ausbau der Aufga-

ben, welche die Landwirte bei der Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen

und der Erhaltung der Landwirtschaft wahrnehmen können, sind zunehmend

wichtige Zielvorgaben für die GAP. Das Europäische Parlament wird weiterhin

auf eine zügige Ökologisierung der Gemeinsamen Agrarpolitik drängen, damit

Landwirtschaft und Umwelt miteinander in Einklang stehen.

Durch das „Verursacherprinzip“

werden auch die Landwirte zur

Verantwortung gezogen.
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LEBENSMITTELSICHERHEIT – VOM STALL BIS AUF DEN TISCH

Verbraucher müssen sicher sein, dass alle Nahrungsmittel, die sie im Handel er-

werben können, gesundheitlich unbedenklich sind. Durch immer wiederkeh-

rende Lebensmittelskandale in den letzten Jahren, erinnert sei zum Beispiel an

Dioxin und Antibiotika, haben jedoch viele Verbraucher das Vertrauen in die

Unbedenklichkeit unserer Lebensmittel verloren.

Im Lichte dieser anhaltenden Krise legte die Europäische Kommission im

Januar 2000 ein Strategiedokument zur Lebensmittelsicherheit, ein so genann-

tes „Weißbuch“20, vor, in welchem sie die Lebensmittelsicherheit zu einem ihrer

vorrangigen politischen Anliegen erklärt.

Vorgeschlagen wird zum einen die Grün-

dung einer Europäischen Lebensmittel-

behörde und zum anderen ein breites Spek-

trum von 84 einzelnen Maßnahmen zur

Verbesserung und Vereinfachung des EU-

Lebensmittelrechts.

Ein neuer Ansatz

Grundlage der Überlegungen bildet das

Vorsorgeprinzip, das integriert ist in einen

völlig neuen Ansatz, der im Rahmen des

Lebensmittelrechts die gesamte Lebensmit-

telkette vom Stall bis auf den Tisch umfas-

st. Demzufolge fällt die Verantwortung für

die Unbedenklichkeit und die lückenlose

Rückverfolgbarkeit aller Nahrungsmittel in

erster Linie den Akteuren der Lebensmit-

telwirtschaft zu, während den EU-Mit-

gliedstaaten die Aufgabe zukommt, die

Einhaltung der Bestimmungen zu überwachen. Die EU-Kommission schließ-

lich kontrolliert, ob und inwiefern die Mitgliedstaaten ihrer Aufsichtspflicht

nachkommen.

Dazu sollen die in vielen Jahren in unterschiedlichen Rechtsakten ent-

wickelten Detailvorschriften zu einem transparenten Regelwerk zusammenge-

fasst und vereinfacht werden. Gleichzeitig sollen aber auch neue Sicherheitsme-

chanismen eingebaut und die Kontrollen vom Erzeuger bis zum Verkauf an den

Verbraucher weiter verschärft werden. Ziel dieser neuen Maßnahmen ist die Si-

cherstellung eines hohen Niveaus in Sachen Verbraucherschutz und Gesund-

heit, wie es in Artikel 152 des EG-Vertrags festgelegt ist.

Neue Regeln sind in Arbeit

Ein großer Teil der von der Kommission im Rahmen ihres Weißbuchs vorge-

schlagenen Maßnahmen befindet sich bereits im Gesetzgebungsverfahren, in

dem Ministerrat und Europäisches Parlament ge-

meinsam entscheiden, wie die zukünftige Politik im

Bereich der Nahrungsmittelsicherheit aussehen

wird. Die wichtigste Initiative darunter ist sicherlich

die Neuregelung des allgemeinen Lebensmittelrechts

und die Einrichtung der Europäischen Lebensmittel-

behörde21. Dabei unterstützt das Europäische Parla-

ment prinzipiell die Ansätze der Kommission, ver-

sucht jedoch durchgehend, das EU-Lebensmittel-

recht noch transparenter und sicherer zu gestalten.

Die Verbraucher in Europa erwarten zu Recht die

weltweit sichersten Nahrungsmittel. Zweifel an der

Nahrungsmittelsicherheit dürfen nicht bestehen.

Dies ist eine Grundprämisse, an der wir uns ausrich-

ten müssen. Das Vorsorgeprinzip muss deshalb der Leitgedanke für alle Rechts-

vorschriften des Lebens- und Futtermittelrechts werden und konsequent durch

die Mitgliedstaaten umgesetzt werden.

Die Europäische Lebensmittelbehörde

Die wichtigste Aufgabe der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit,

die voraussichtlich im Laufe des Jahres 2002 ihre Tätigkeit aufnehmen wird, soll

die Unterstützung und Beratung durch unabhängige Wissenschaftler und die

Schaffung eines Netzes für eine engere Zusammenarbeit mit vergleichbaren

Einrichtungen in den Mitgliedstaaten sein. Die Behörde soll die Risiken im Zu-

sammenhang mit der Lebensmittelherstellung bewerten und wissenschaftliche

Beurteilungen in jeder Frage abgeben, die sich direkt oder indirekt auf die Si-

cherheit von Lebensmitteln auswirken kann, einschließlich Fragen der Tierge-

sundheit, des Tierschutzes und der Pflanzengesundheit. Daher wird sie sich mit

Strenge Kontrollen gewährleisten 

die Sicherheit unserer Nahrungsmittel.

Lebensmittel-, Hygiene- und Vete-

rinärkontrollen sind in Deutschland 

Aufgabe der Bundesländer. Die EU

kontrolliert nur die Kontrolleure.



5352

sämtlichen Phasen der Herstellung und des Vertriebs befassen, von der land-

wirtschaftlichen Primärproduktion – hier ist ein besonderes Augenmerk auf die

Sicherheit von Futtermitteln zu richten – über die Verarbeitung bis hin zur Ab-

gabe von Lebensmitteln an die Verbraucher.

Die Ergebnisse der Untersuchungen sollen der Kommission als wissen-

schaftliche Grundlage für die zu treffenden Entscheidungen dienen. Darüber

hinaus soll die Behörde aber auch für die Risiko-

kommunikation und die Übermittlung von Infor-

mationen über die Lebensmittelsicherheit an die

Allgemeinbevölkerung verantwortlich sein.

Vertrauen ist gut – Kontrolle ist besser

Die Verantwortlichkeiten im Verlauf der gesamten

Produktionskette müssen klar verteilt sein. Jedes

Glied in der Kette, von den Landwirten über die

Unternehmen der Lebensmittelindustrie bis hin

zum Handel, muss sich seiner Verantwortung be-

wusst sein und den strengen Vorschriften gerecht

werden. Die politisch Verantwortlichen dagegen

müssen dafür sorgen, dass die Kontrollen auf allen

Ebenen intensiviert werden. Mit den jüngsten Vor-

schlägen sind wir dabei schon auf einem guten Weg, aber es muss auch sicherge-

stellt sein, dass die Mitgliedstaaten, die für die Kontrolle verantwortlich sind,

diese auch sachgemäß durchführen.

Ein weiteres zentrales Anliegen ist die Rückverfolgbarkeit aller Lebens- und

Futtermittel und deren ordnungsgemäße Etikettierung. Die Lebensmittelskan-

dale der letzten Jahre haben immer wieder gezeigt, wie wichtig es ist, den Ur-

sprung einer Kontamination schnell feststellen und beheben zu können. Bei der

Etikettierung geht es aber hauptsächlich um das Recht der Verbraucher, die ge-

naue Zusammensetzung der Produkte zu erfahren, die sie auf dem Teller haben.

Hier müssen weitere Fortschritte erzielt werden. Großer Handlungsbedarf be-

steht dabei nach wie vor auch im Bereich des Tierfutters. Da Futtermittel den

wichtigsten Teil bei der Erzeugung von tierischen Produkten ausmachen, müs-

sen wir dafür sorgen, dass diese Futtermittel auch sicher sind. Deshalb ist auch

hier eine umfassende Transparenz dringend erforderlich. Die Landwirte müssen

wissen, wie viel von welchem Ausgangserzeugnis im jeweiligen Futtermittel ent-

halten ist. Darum setzen wir uns nachdrücklich für eine umgehende offene De-

klaration aller Inhaltsstoffe ein und fordern schnellstmöglich auch eine Positiv-

liste, in der alle zulässigen Ausgangsstoffe verbindlich festgelegt sind.

Ausblick

„Der Mensch ist, was er isst“, sagte einmal der Philosoph Ludwig Feuerbach.

Die Verbraucher müssen darauf vertrauen können, dass das, was sie essen, ge-

sundheitlich unbedenklich ist. Ein Null-Risiko kann es zwar nicht geben, die

Politik muss aber dafür sorgen, dass die Risi-

ken auf ein Minimum reduziert werden.

Die Weichen dafür sind mit den Vorschlä-

gen der Kommission gestellt, es gilt jetzt,

diese Chance zu nutzen.

Die Kennzeichnung von Rindern

ist in der EU seit 1998 Pflicht

und dient zusammen mit der

Rindfleischetikettierung dem

lückenlosen Herkunftsnachweis

vom Stall bis auf den Tisch.

Diese Angaben sind seit 1. September 2000

Pflicht. Ab dem 1. Januar 2002 muss 

zusätzlich auch die Herkunft der Tiere 

angegeben werden.

1995 1996 1997 1998 1999

Das Rindfleisch-Etikett

© Globus 6572

Pro-Kopf-Verbrauch von Rind- und Kalbfleisch
in Deutschland in kg

16,616,616,6

15,215,215,2

14,514,514,5
15,0

15,615,615,6

Referenznummer, anhand derer sich das Fleisch
bis zum einzelnen Tier oder einer Gruppe von
Tieren zurückverfolgen lässt
Land, in dem das Tier geschlachtet wurde, sowie
die Zulassungsnummer des Schlachthofes
Land, in dem das Tier zerlegt wurde, sowie die
Zulassungsnummer des Zerlegebetriebes
Bei Hackfleisch sind anstelle der Zulassungs-
nummern die Mitgliedstaaten anzugeben,
in denen das Tier geschlachtet und das
Hackfleisch hergestellt wurde

Seit dem 1. September gelten in der EU
folgende Regeln für die Angaben auf dem Etikett

bzw. an der Ladentheke:

Quelle: BMELF, ZMP
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EU-ERWEITERUNG – CHANCE ODER RISIKO 

FÜR DIE EUROPÄISCHE LANDWIRTSCHAFT

Ausgangslage

Die Voraussetzungen für einen EU-Beitritt neuer Staaten wurden bereits 1993

in den Kopenhagener Kriterien definiert: institutionelle Stabilität der einzelnen

Staaten als Garant für Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, das Vorliegen einer

funktionstüchtigen Marktwirtschaft sowie die konkrete Fähigkeit einer Adapti-

on an die geltenden Gemeinschaftsregeln

(„acquis communautaire“). Die Verhand-

lungskapitel mit den ersten sechs Kandida-

tenländern, der so genannten „Luxemburg

Gruppe“ – Estland, Polen, Slowenien,

Tschechien, Ungarn sowie Zypern –, wur-

den formal im März 1998 in Angriff ge-

nommen. Im Dezember 1999 entschied

der Europäische Rat, mit weiteren Kandi-

daten, der „Helsinki-Gruppe“ – Bulgarien,

Lettland, Litauen, Malta, Rumänien und

der Slowakei – ebenfalls Verhandlungen zu

beginnen.

Statistische Daten

Der landwirtschaftliche Sektor und die In-

teressen der ländlichen Bevölkerung bilden

ein wichtiges Element des Beitrittsverfah-

rens, sowohl in der existierenden Europäi-

schen Union als auch in den Kandidaten-

ländern. In der EU-15 sind rund 5 % aller

Erwerbstätigen in der Landwirtschaft be-

schäftigt. In den Beitrittsländern, mit Aus-

nahme Maltas, liegt dieser Anteil zum Teil

wesentlich höher. So sind beispielsweise in

Tschechien, Slowenien, Ungarn, Zypern

und Estland bis zu 10 % der arbeitenden

Bevölkerung in der Landwirtschaft tätig. Spitzenreiter ist jedoch Polen mit über

20 %. Allein in den mittel- und osteuropäischen Ländern (MOEL) sind insge-

samt fast zehn Millionen Menschen in der Landwirtschaft beschäftigt und er-

wirtschaften durchschnittlich 7 % des Bruttoinlandsproduktes, in der EU-15

dagegen nur ungefähr 2–3 %. Mit der Erweiterung um alle MOEL würde sich

die landwirtschaftliche Nutzfläche der Union um ca. 60 Millionen Hektar auf

annähernd 200 Millionen Hektar vergrößern. Von den 60 Millionen Hektar

sind zwei Drittel Ackerland, was zu der derzeitigen EU-Ackerfläche von 77 Mil-

lionen Hektar 55 % hinzufügen würde.

Gegenwärtige Lage und Lösungsansätze

Die Statistik zeigt eines sehr deutlich: Es muss eine politisch und wirtschaftlich

ausgeglichene Lösung der EU-Erweiterung im landwirtschaftlichen Sektor ge-

funden werden. Nicht die Angst vor dem Kommenden, sondern das Finden an-

gemessener, flexibler und phantasiereicher Lösungen

muss eine zukünftige erweiterte GAP bestimmen.

Eine zu große Zunahme von Produktivität bei ei-

ner begrenzten Anzahl von Betrieben, die einzig auf

eine Kapazitätssteigerung setzen, ist vom sozialen

Standpunkt aus betrachtet abzulehnen. Die klein-

bäuerliche Struktur zerbricht und die Menschen in

den ländlichen Räumen finden vor Ort keine Alter-

nativen mehr vor. Es gilt daher unbedingt, bereits

jetzt Strategien zu entwickeln, um ein zu schnelles

und zu scharfes Ansteigen der Arbeitslosigkeit in al-

len ländlichen Gebieten Europas zu vermeiden, ins-

besondere aber in den MOEL. Mit dem Programm

SAPARD, dem mit der Verordnung (EG) Nr.

1268/1999 des Rates eingerichteten Sonderpro-

gramm für die Vorbereitung der Erweiterungskandi-

daten in Osteuropa auf den Beitritt in den Bereichen Landwirtschaft und länd-

liche Entwicklung, ist ein Anfang geschaffen worden, auf dem weiter aufgebaut

werden muss. Hier stehen bis zum Jahre 2006 jährlich insgesamt EU-Mittel in

Höhe von mehr als 500 Mio. Euro zur Verfügung.

Wesentlich wird sein, dass neben der Hilfe der EU-15 die Kandidatenländer

unter vermehrter eigener Anstrengung beginnen, selbst eine Umstrukturierung

ihrer Landwirtschaft durchzuführen, die zu Verbesserungen in der Qualität so-

wohl der Produktion als auch der Produkte sowie zur Einrichtung einer um-

weltgerechten und nachhaltigen Produktionsmenge und -qualität führt. Bei

Das Europäisches Parlament in Straßburg –

ab 2004 sollen hier auch Abgeordnete aus

den östlichen Regionen Europas sitzen.

In den mittel- und osteuropäi-

schen Ländern findet sich eine

überwiegend kleinstrukturierte

Landwirtschaft.
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den aktuellen sowie den anstehenden Verhandlungen ist darauf zu achten, dass

die Ausführung der GAP in den mittel- und osteuropäischen Ländern nicht zu

Anreizen für eine Produktionszunahme verleitet. Direktzahlungen, insbesonde-

re im Getreide- und Ölsaatensektor, sind solange nicht notwendig, als die An-

wendung der GAP schon zu einer Zunahme der Erzeugerpreise führt. Quoten

müssen anhand aktueller Referenzperioden der Vergangenheit vergeben wer-

den. EU-Gelder sollten direkt dem ländlichen Raum als Ganzem zur Verfügung

gestellt werden.

EU-Erweiterung zum Erfolg führen

Insgesamt arbeitet die Zeit für den Integra-

tionsprozess. Die Vergrößerung der Eu-

ropäischen Union bietet schließlich ge-

wichtige Vorteile. EU-Erweiterung um alle

Beitrittskandidaten bedeutet nicht nur den

Zugang von bis zu 13 neuen Mitgliedern,

sondern auch eine Zunahme des Marktes

um mehr als 100 Millionen Menschen, de-

ren Kaufkraft noch zu einem verhältnis-

mäßig großen Teil für Nahrungsmittel aus-

gegeben wird. Es ist absehbar, dass die

landwirtschaftlichen Erzeuger sowie die

Verarbeitungsbetriebe der jetzigen EU-15

in den neuen Mitgliedstaaten einen Absatz-

markt insbesondere für veredelte Produkte

finden werden. Mit Ausnahme von Rind-

fleisch und Schweinefleisch werden Über-

schüsse auf den EU-Märkten für landwirt-

schaftliche Produkte wesentlich abnehmen,

da die meisten Kandidatenländer ein Defi-

zit auf dem Markt für landwirtschaftliche

Produkte aufweisen.

Durch die Erweiterung würde die Eu-

ropäische Union nun zu dem bei weitem

größten Erzeuger, dem weltweit größten Markt und dem größten Handelspart-

ner bei landwirtschaftlichen Produkten und zu einem politisch-historischen

Beispiel für andere Gebiete in der Welt werden. Diesen positiven Ausblick darf

die handelnde Politik auf allen Ebenen nicht aus dem Auge verlieren. So beant-

wortet sich auch die eingangs gestellte Frage: Die Chancen überwiegen die Risi-

ken bei weitem!

Die EU hilft der Landwirtschaft in den mit-

tel- und osteuropäischen Staaten finanziell

bereits vor dem EU-Beitritt mit dem 

SAPARD-Programm.
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„GRÜNE GENTECHNIK“ – FORTSCHRITT NICHT UM JEDEN PREIS

Um was geht es?

„Grüne Gentechnik“ bezeichnet die Anwendung gentechnischer Verfahren in

der Pflanzenzüchtung und die Nutzung gentechnisch veränderter Pflanzen in

der Landwirtschaft. Nicht zu bestreiten ist, dass Viren, Pilze, Bakterien und In-

sekten große Ertragsausfälle verursachen. Resistenzen gegen Krankheiten und

Schädlinge können dagegen die Ernte sichern und den Eintrag von Pflanzen-

schutzmitteln in Boden und Umwelt reduzieren.

Gentechnik allgemein bietet in Kombination mit

traditionellen Züchtungsmethoden die Möglich-

keit, höhere Erträge sowie bessere Qualitäts- und

Anbaueigenschaften der Pflanzen gezielter und

schneller zu erreichen. Damit kann sie auch ei-

nen Beitrag für eine ressourcenschonende und

umweltverträgliche Landwirtschaft leisten.

Ängste erkennen – Fakten bewerten

Der Begriff „Grüne Gentechnik“ spaltet derzeit

unsere Gesellschaft. Viele Menschen sorgen sich

über deren mögliche Risiken. Globale Ängste

greifen um sich. Wird die Entwicklung gentech-

nisch manipulierter Pflanzen durch Großkonzer-

ne diesen nicht nur höhere Gewinne bringen,

sondern auf lange Zukunft auch die Kontrolle

über den Saatgutmarkt und die Lebensmittelin-

dustrie insgesamt? Werden Eingriffe in das Erb-

material von Pflanzen Allergien oder Antibioti-

karesistenzen nach sich ziehen? Welche Langzeit-

folgen und Nebenwirkungen werden gentech-

nisch manipulierte Organismen auf Gesundheit

und Umwelt insgesamt haben? 

Erste Regelungen in diesem Bereich gibt es

bereits auf europäischer Ebene – Stichworte „Novel-Food-Verordnung“ und

„Freisetzungsrichtlinie“ 23. 

Ein neuer Verordnungsentwurf 24 für gentechnisch veränderte Lebens- und

Futtermittel wird zur Zeit beraten.

Ziele müssen vorgegeben werden

Reicht die gegenwärtige Gesetzeslage aus? Was halten wir für den richtigen An-

satz? „Trial and Error“ oder Verteufelung der Gentechnik? Wir lehnen beides ab!

Wichtig für uns ist vielmehr:

■ Freisetzungen von genetisch modifizierten Orga-

nismen (GMO) müssen immer von dem Grund-

satz bestimmt sein, dass es dabei zu keiner schäd-

lichen Auswirkung auf die Gesundheit und das

Wirkungsgefüge der Umwelt kommen darf. Die

Maxime dabei lautet: Der Mensch darf nur das

tun, was er auch verantworten kann. 

■ Die Risikobewertung muss systematisiert und

vereinheitlicht werden, um die in den Mitglied-

staaten herrschende Unklarheit über die Zielset-

zung der Risikobewertung zu beseitigen. Die

Umweltverträglichkeitsprüfung einer Freiset-

zung liefert oftmals nicht die erforderlichen In-

formationen für ein Inverkehrbringen. Risiken

müssen wissenschaftlich zuverlässig abgeschätzt

und offen diskutiert werden.

■ Das Genehmigungsverfahren im gesamten

GMO-Bereich muss europaweit gleich sein und

auf europäischer Ebene überprüft werden kön-

nen. 

■ Eine Freisetzung oder Inverkehrbringung kann dann toleriert werden, wenn

dies unter der Anwendung höchster Sicherheitsstandards geschieht und zu-

gleich eine hohe Wahrscheinlichkeit für einen gesellschaftlichen Nutzen be-

steht. 

■ Eine transparente und sachliche Aufklärung und Information der Öffent-

lichkeit vor einer Freisetzung von GMO ist unabdingbar. Alle Maßnahmen

zum Schutz der Verbraucher müssen sicher und unmissverständlich sein.

Dies gilt auch für die Kennzeichnung. Nur eine solche Politik verhindert,

dass sich ein auf mangelnder Sachkenntnis beruhendes diffuses Unbehagen

breit macht. Damit der Bürger entscheiden kann, muss er wissen, was bei

gentechnischen Verfahren geschieht und in welchen Produkten er gentech-

nisch veränderte Inhalte findet.

Novel-Food-Verordnung

Die Novel-Food-Verordnung defi-

niert, was unter einem „neuarti-

gen“ Lebensmittel zu verstehen

ist und damit in ihren Regelungs-

bereich fällt, legt die Verfahren

fest, die neuartige Lebensmittel

oder -bestandteile durchlaufen

müssen, bevor sie auf den Markt

gebracht werden dürfen, formu-

liert Kriterien für die Zulassung 

solcher Produkte und schreibt vor,

für welche Produkte eine beson-

dere Kennzeichnung erforderlich

ist. Die Verordnung trat im Mai

1997 in allen Ländern der Euro-

päischen Union in Kraft. ■

Biotechnologie in der Landwirt-

schaft – ein Zukunftsfeld. Verhindert

werden müssen aber Gefahren 

für die biologische Vielfalt.
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■ Eine europaweit einheitliche Haftungsregelung ist angesichts der potenziel-

len Gefahren erforderlich. 

„JA“ zur „Grünen Gentechnik“

Unbestritten sollte sein, dass in diesem Bereich mit

größter Umsicht vorgegangen werden muss, um

Fehlentwicklungen zu verhindern, deren Folgen sich

nur schwer ermessen lassen. 

Manche sind der Ansicht, dass durch die Verbrei-

tung der Biotechnologie die in der Landwirtschaft

bereits bestehende Tendenz zur Verringerung der ge-

netischen Vielfalt verstärkt wird, da es möglich ist,

ein und dasselbe Gen vielen Arten einzupflanzen.

Durch diese genetische Verarmung würden die Kul-

turpflanzen anfälliger werden. Die Biotechnologie ist

nach wie vor ein sehr spezialisierter und rasch wach-

sender Bereich, in dem zum einen bezüglich der Le-

bensmittelsicherheit und zum andern hinsichtlich

der Freisetzung genetisch veränderter Organismen in

die Umwelt das Vorsorgeprinzip gelten muss.

Wenn die beschriebenen Voraussetzungen gege-

ben sind, gilt es für die verantwortliche Politik, argu-

mentativ einen Konsens zwischen Befürwortern und

Gegnern herzustellen. Wir müssen dann den Mut

haben, „JA“ zur „Grünen Gentechnik“ zu sagen, wenn wir aus der Abwägung

erkennen, dass wir die Gefahren minimiert haben. Wichtig für uns wird es

zukünftig sein, mit Vorsicht, aber stetig nach vorn zu gehen!

Freisetzungsrichtlinie

Die Freisetzungsrichtlinie regelt das Verfahren, in dem eine absichtliche Frei-

setzung gentechnisch veränderter Organismen in die Umwelt genehmigt wird,

und die Anforderungen und Durchführungsbestimmungen an die im Grundsatz

erforderliche Umweltverträglichkeitsprüfung. Die Richtlinie bezieht sich sowohl

auf experimentelle Freisetzungsversuche, die auf bestimmten Flächen stattfin-

den, als auch auf das Inverkehrbringen, der kommerziellen Nutzung gentech-

nisch veränderter Organismen, etwa als Saatgut. Nachdem im Februar 2001 das

Europäische Parlament der überarbeiteten Freisetzungsrichtlinie mit großer

Mehrheit zugestimmt hat, müssen die EU-Mitgliedstaaten die neuen Bestim-

mungen nun bis zum Oktober 2002 in ihr nationales Recht umsetzen. ■

Stärkung der pflanzeneigenen

Nährstoffsysteme trägt zu vermin-

dertem Düngemitteleinsatz bei.

© Globus6314

Ackerpflanzen aus dem Genlabor
Weltweite Anbaufläche von gentechnisch
veränderten Pflanzensorten
in Millionen Hektar

Quelle: ISAAA

Anteil an der gesamten Anbaufläche
in %

1996
1997

1998

1999

1996 1997 1998 1999

1 % 4,4 % 9,4 % 13,5 %

1,7
11,0

27,8

39,9
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NACHWACHSENDE ROHSTOFFE – EIN MARKT DER ZUKUNFT

Das Rad muss nicht neu erfunden werden

Nachwachsende Rohstoffe sind land- und forstwirtschaftlich erzeugte Produk-

te, die einer Verwendung im Nichtnahrungsbereich zugeführt werden. Die Pro-

duktion solcher Rohstoffe gehörte neben der Nahrungsmittelherstellung seit

Mitte des vorigen Jahrhunderts zu den Hauptaufgaben der Landwirtschaft.

Nachwachsende Rohstoffe sind also nichts Neues. Neue Bedeutung erhalten sie

jedoch durch die erweiterten Verwendungsmöglichkeiten, die Wissenschaft

und Technik in der heutigen Zeit ermöglicht haben.

Zukunftschancen für die Landwirtschaft

Auch die Europäische Union beginnt mehr und

mehr, diesen Themenkomplex zu entdecken. Hier

seien nur die Verordnung für die Nutzung stillgeleg-

ter Flächen für Nicht-Lebensmittelprodukte  oder

die Richtlinie zur Förderung der Stromerzeugung

aus erneuerbaren Energien  als Beispiele zu nennen.

Ein Vorschlag der Kommission zum Themenkom-

plex „Biotreibstoffe“ wird im Spätherbst dieses Jah-

res erwartet. Das Interesse an nachwachsenden Roh-

stoffen gründet sich auf die Einsparungen beim Ver-

brauch fossiler Ressourcen, auf die Verringerung der

Umweltbelastungen, auf das innovative Potenzial

für die europäische Industrie und auf die positiven

Wirkungen für Landwirtschaft und ländliche Räu-

me. Landwirte können neue Einkommensquellen erschließen, und die Agrar-

märkte werden entlastet.

Wichtige Produkte neben Textilfasern wie Flachs und Hanf sind Kartoffeln

und Getreide zur Stärkeerzeugung, Ölsaaten auf stillgelegten Flächen und

industriell genutzte Leinsamen. Diese werden heute auf europäischer Ebene in

der Landwirtschaft angebaut und zu nicht zur Ernährung bestimmten Produk-

ten verarbeitet. Verwendungszweck der natürlichen und unendlich verfügbaren

Rohstoffe aus der Natur können die industrielle Weiterverarbeitung, aber auch

die Erzeugung von alternativen Energieformen sein. Auf rund 750.000 Hektar

wurden nachwachsende Rohstoffe in Deutschland im Jahr 1999 angebaut, das

sind etwa sechs Prozent der Ackerflächen Deutschlands. 

Aber nicht nur der Anbauumfang wird von Jahr zu Jahr größer, auch die An-

wendungsbereiche nachwachsender Rohstoffe weiten sich immer mehr aus –

Schmier- und Verfahrensstoffe, Wasch- und Reinigungsmittel, Werkstoffe, na-

turfaserverstärkte Kunststoffe, Baumaterialien und Dämmstoffe, Papier, Bio-

Treibstoffe, Strom und Wärme werden inzwischen aus nachwachsenden Roh-

stoffen erzeugt; und ihr Potenzial wächst!

Anschub finanzieren

Da nachwachsende Rohstoffe ihre fossilen Konkurren-

ten mittlerweile in vielen Bereichen ersetzen können,

tragen sie dazu bei, deren begrenzte Vorräte für nachfol-

gende Generationen zu schonen. Diesen Weg unterstüt-

zen wir. Es gilt aber, wie für die Landwirtschaft allge-

mein, dass deren Nutzung und Anbau sich nur dann

durchsetzen werden, wenn ausreichende Gewinnerwar-

tungen vorhanden sind. Wir benötigen eine Anschubfi-

nanzierung, bis durch Massenproduktion und Verknap-

pung fossiler Rohstoffe automatisch die Gewinnzone

erreicht wird. Dafür werden wir in Zukunft auf allen

Ebenen verbesserte Rahmenbedingungen setzen müs-

sen.

Die Sonenblume – ein nach-

wachsender Rohstoff.

In Deutschland wird über 

die Hälfte der Gesamtfläche

landwirtschaftlich genutzt,

70 % als Ackerland – davon 

aber nur 6 % (1999) für nach-

wachsende Rohstoffe.
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LANDWIRTSCHAFT IN EUROPA – UNSERE ANSÄTZE FÜR DIE ZUKUNFT

Probleme und Lösungen

Die europäische Landwirtschaft, der von ihr abhängige Handels- und Industrie-

bereich und die entsprechend strukturierten Regionen befinden sich in einer

Krise. Die BSE-Problematik, der Dioxin-Skandal, Hormon-Fleisch, Antibioti-

ka-Missbrauch und die außer Kontrolle geratene MKS haben diese Krise nicht

verursacht, sondern nur beschleunigt und dramatisch zugespitzt: Sie sind in

ihrem qualitativen und quantitativen Ausmaß ein

Produkt des Systems. All diese Probleme entsprin-

gen einem Agrarsystem, welches die Landwirte zu

permanenter Produktionssteigerung und zur

Annäherung an die Normen der Industriegesell-

schaft zwingt. Die Übernahme der industriellen

Produktionsweise hat dazu geführt, dass die natürli-

chen Grundlagen landwirtschaftlicher Produktion

überstrapaziert wurden. Ökologische und ökono-

mische Vernunft wurden dabei immer weniger be-

achtet. Dies muss sich ändern.

Die Neuausrichtung der Gemeinsamen Eu-

ropäischen Agrarpolitik stellt eine der politisch und

sozial schwierigsten Herausforderungen dar, der Eu-

ropa in den kommenden Jahren gegenübersteht. Es

müssen umfassende Strategien für die ländlichen

Räume Europas entwickelt werden, in denen die Landwirtschaft eine zentrale

Rolle einnehmen muss.

Wer sich jetzt einer EU-Agrarreform verweigert, gibt das Steuer aus der

Hand und lässt die europäische Landwirtschaft und die ländlichen Räume wie

ein Boot ohne Kurs auf den Wellen der europäischen und globalen Interessens-

gegensätze schaukeln. Dies wäre der Anfang vom Ende der so hoffnungsvoll be-

gonnenen Geschichte der gemeinsamen europäischen Landwirtschaftspolitik.

Die Fakten zeigen sehr deutlich: Die generellen Ziele auf europäischer Ebene so-

wie deren konkrete Instrumente müssen neu festgelegt und entwickelt werden. 

Artikel 33 EG-Vertrag anpassen

In Artikel 33 des EG-Vertrags sind bislang die fünf oben erwähnten Ziele aufge-

führt, die die GAP erfüllen soll. Eine ausreichende Versorgung von Nahrungs-

mitteln wurde inzwischen sichergestellt. Die Vorgabe, für die Belieferung der

Verbraucher zu angemessenen Preisen Sorge zu tragen, gilt ebenfalls als erfüllt,

selbst wenn auch viele Preise innerhalb der EU noch über den Weltmarktpreisen

liegen. Dies kann den europäischen, in ihrer Mehrheit kleinstrukturierten Be-

trieben allerdings nicht zum Vorwurf gemacht werden. Probleme ergeben sich

angesichts immer wieder auftretender Überschusssituationen bei einzelnen Pro-

dukten hinsichtlich einer effektiven Marktstabilisierung. Die ist bis heute noch

nicht erreicht worden. 

Was die Steigerung der Produktivität in der

Landwirtschaft angeht, können wir sicherlich zu-

frieden sein. Die hieraus resultierenden Konsequen-

zen sind jedoch zweischneidig. Die Produkti-

vitätssteigerung ging auf Kosten der Beschäftigten in

der Landwirtschaft. Mitte des 19. Jahrhunderts er-

nährte ein Bauer drei Menschen, heute über hun-

dert. Die Produktivität steigt gegenwärtig durch-

schnittlich um 3 % pro Jahr. Im selben Zeitraum

schließen jedoch auch ca. 3 % aller landwirtschaft-

lichen Betriebe.

Statt hieraus Konsequenzen zu ziehen, fixierte

man sich bisher zu wenig auf das ebenfalls gesteckte

Ziel, der in der Landwirtschaft tätigen Bevölkerung

eine angemessene Lebenshaltung zu gewährleisten.

Ohne eine Definition allerdings, welche Form der Lebenshaltung angemessen

ist, wird dies Ziel auch in Zukunft schwierig zu erfüllen sein. Hier muss zu-

künftig neu angesetzt werden, denn inzwischen hat sich die Entwicklung fortge-

setzt.

Insgesamt steht die Landwirtschaft heute vor neuen Anforderungen, die un-

serer Ansicht nach nunmehr endlich vertraglich fixiert werden müssen. Hierbei

handelt es sich um die Prinzipien der Multifunktionalität, Nachhaltigkeit und

der Vorsorge. Darüber hinaus müssen auch folgende, bislang nicht im Vertrag er-

wähnten Anforderungen bei der Gestaltung der GAP zukünftig stärker mitein-

bezogen werden:

■ Umweltschutz: Die Landbewirtschaftung soll einen aktiven Beitrag zur Er-

haltung von Landschaft, Natur und Umwelt leisten; 

■ Erhaltung lebensfähiger landwirtschaftlicher Familienbetriebe;

■ Stärkung der Landwirtschaft, um eine volle Funktionsfähigkeit des länd-

lichen Raums zu gewährleisten.

Im Jahre 1950 gab jeder Bundes-

bürger noch knapp die Hälfte

seines Einkommens für Lebens-

mittel aus – heute nur noch

knapp ein Sechstel.

Der Handel übt einen großen 

Einfluss aus – allein in Deutsch-

land setzen die fünf größten 

Supermarktketten 90% aller 

Lebensmittel um.
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Ziel der GAP muss eine kohärente und nachhaltige künftige Entwicklung

der ländlichen Gebiete in Europa sein. 

Umdenken – Verhalten ändern

Grundlegend für den Reformprozess ist, dass die innerhalb der Gemeinsamen

Europäischen Agrarpolitik auf der Angebotsseite bestehenden Instrumente, die

eine tendenzielle Überproduktion verursachen und keine qualitative Wirkung

haben, sukzessive abgebaut werden. Als Beispiele seien hier z.B. Exportsubven-

tionen, Tierprämien und unkonditionierte Flächenprämien genannt. Stattdes-

sen ist eine vom konkreten Tierbestand oder Doppelzentner-Ertrag unabhängi-

ge Strukturförderung für die Landwirtschaft und die ländlichen Räume auf 

allen Ebenen – EU-weit und national – erforderlich. Nicht der Ertrag, sondern

vielmehr die Leistung, die unsere Landwirtschaft für die Erhaltung der Kultur-

landschaft und der Natur erbringt, ist angemessen zu honorieren.

Hierbei sind aber nicht nur die Verantwortlichen in der Politik und die

Landwirte gefragt. Ein Umdenkungsprozess muss auch auf der Nachfrageseite,

sprich bei den Konsumenten stattfinden. Dieser kann nicht nur in einem frei-

willigen Entgegenkommen von

Produzenten und Handel be-

stehen. Groß angelegte Werbe-

aktionen könnten hier bei-

spielsweise zu einer Verände-

rung des Konsumverhaltens

und der Ernährungs- und Aus-

gabegewohnheiten beitragen.

Der Verbraucher, der sich über

die vergangenen Jahrzehnte an

immer billiger werdende Pro-

dukte sowie immer geringere

Ausgaben für Lebensmittel ge-

wöhnt hat, muss seine Erwar-

tungshaltung korrigieren, im-

mer höhere Qualität zu immer

günstigerem Preis zu erhalten.

Allerdings muss auch der Han-

del seine Preispolitik ändern

und den Landwirt angemessen für seine Waren und de-

ren Qualität entlohnen. Nur wenn die Spirale „billig

produzieren, billig ankaufen, billig im Supermarkt ver-

kaufen“ aufgehalten werden kann, hat die bäuerliche

Landwirtschaft eine Zukunftsperspektive.

Ohne Zweifel ist es nicht unproblematisch, dem

Verbraucher Vorgaben über seine Ernährungsgewohn-

heiten zu geben. Deshalb ist hier eine gemeinsame Stra-

tegie von Handel und Politik im Hinblick auf eine ganz-

heitliche Betrachtung von Produktion Vertrieb und Ver-

kauf landwirtschaftlicher Produkte gefordert. Nur auf

diesem Weg kann das Vertrauen der Konsumenten in

qualitativ hochwertige und vor allem gesunde Produkte

geschaffen werden. 

Der zeitliche Rahmen

Ohne klare Zeitvorgaben und im Hinblick auf eventuell eintretende externe

und interne Einflüsse, die wiederum zu Verzögerungen führen können, besteht

die Gefahr, dass die angestrebte Reform scheitert. Damit die Verhandlungen in

Rat und Parlament zügig beginnen können, müssen aus diesem Grund schon

jetzt Vorschläge für den Gesamtansatz als auch für alle Teilbereiche der Reform

gemacht werden.

In den Jahren 2004/2005 muss auf der Regierungskonferenz, die dem Post-

Nizza-Prozess folgt und durch einen Konvent vorzubereiten ist, die Reform be-

schlossen werden. Selbstredend gehört zu einer Reform, die diesen Namen auch

verdient, vor allem auch die Einführung des vollen Mitentscheidungsrechts des

Europäischen Parlaments im Agrarbereich.

Außerdem ist sicherzustellen, dass alle Bewerberländer schon so früh wie

möglich beratend an dem Reformprozess beteiligt werden. Im Jahr 2006, mit

Auslaufen der Agenda 2000, müssen die Voraussetzungen für eine Integration

der neuen EU-Mitglieder in einer erweiterten Union geschaffen sein.

Die Leistungen der Landwirt-

schaft zur Erhaltung von Natur

und Umwelt sind angemessen

zu honorieren.
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Um zu überleben, hat die reformierte EU-Landwirtschaftspolitik zukünftig ein

Teil einer Politik zu sein, in der sich Umweltschutz, Verbraucherschutz, Regional-

und Handelspolitik verbinden. Gelingt diese Integration, so sind Lebensmittel-

skandale leichter zu verhindern.  Ferner wird eine reformierte Landwirtschafts-

politik in der EU zu einem gerechteren Welthandelssystem beitragen, das auch in

den Entwicklungsländern zu mehr Wohlstand und Prosperität führen wird.

Die Kernforderungen, die die Politik gemeinsam mit unserer Landwirt-

schaft im Interesse unserer zukünftigen Generationen umzusetzen hat, lauten:

■ Die Gemeinsame Europäische Agrarpolitik muss so umgestaltet werden,

dass der gesamte ländliche Raum im Mittelpunkt steht: Dort muss die Be-

schäftigung gefördert und eine Diversifizierung erleichtert werden.

■ Agrarsubventionen sind umzuwandeln in direkte, an soziale und ökologi-

sche Kriterien gebundene Zahlungen, und in die Finanzierung struktureller

Verbesserungen des ländlichen Raumes, damit der bislang vorhandene

Zwang zur Überproduktion gebrochen wird.

■ Die Belange des Tierschutzes müssen bei der Gestaltung der Landwirt-

schaftspolitik noch stärker berücksichtigt und die in der EU geltenden Tier-

schutzstandards im Rahmen der WTO-Verhandlungen weltweit durchge-

setzt werden. Bestehende Regeln müssen effektiv kontrolliert und die Nicht-

einhaltung strenger bestraft werden.

■ Die Landwirte, die ihre Rolle als Erzeuger von Grundnahrungsmitteln, als

Heger und Pfleger der Landschaft und unserer natürlichen Ressourcen be-

greifen, müssen angemessen unterstützt werden, damit ihre Lebensgrundla-

ge gesichert wird.

■ Das Vorsorgeprinzip sollte zum Ausgangspunkt aller gesetzlichen Vorschrif-

ten im Bereich der Nahrungsmittelproduktion werden – und zwar vom Stall

bis auf den Tisch –, damit die Verbraucher das verloren gegangene Vertrauen

in ihre Lebensmittel wieder zurückgewinnen.

■ International geltende Regeln, die im Rahmen der WTO beschlossen wer-

den, haben nur dann einen Sinn, wenn sie die Bedürfnisse aller Menschen

berücksichtigen. Aus diesem Grund müssen Ernährungssicherung und

Ernährungssicherheit den absoluten Vorrang vor handelspolitischen Interes-

sen einnehmen. 

■ Landwirtschaft hat im 21. Jahrhundert nicht mehr nur die Aufgabe, die

Menschen mit Nahrungsmitteln zu versorgen. Zahlreiche ökologische und

soziale Herausforderungen, die nur durch eine Multifunktionale Landwirt-

schaftspolitik bewältigt werden können, zählen heute ebenfalls zu den Her-

ausforderungen einer modernen Landwirtschaft.

■ Die anstehende Erweiterung der EU nach Osten und Südosten muss zu ei-

nem Erfolg geführt werden. Dafür ist dringend nötig, dass vor dem ersten

Beitritt sowohl die Kandidatenstaaten als auch die EU alle möglichen An-

strengungen unternehmen, um ihre jeweilige Landwirtschaft fit zu machen

für die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts.

■ „JA“ zur „Grünen Gentechnik!“ Das Vorsorgeprinzip muss aber als oberste

Maxime beachtet werden.

■ Eine zunehmende Förderung nachwachsender Rohstoffe in der Landwirt-

schaft ist erforderlich, um im Bereich der industriellen Weiterverarbeitung

und der Energieerzeugung sinnvolle Alternativen zum Verbrauch fossiler

Ressourcen anzubieten und damit Umweltbelastungen zu verringern.

ZEHN THESEN FÜR DIE DISKUSSION
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ANHANG

Fußnoten

1 Abl. L 160 vom 26.06.1999 und L 179 vom 14.07.1999.

2 Verordnung (EG) Nr. 1244/2001 des Rates vom 19.06.2001 zur Änderung der VO (EG) Nr.
1259/1999 zur Festlegung von Gemeinschaftsregeln für Direktzahlungen im Rahmen der GAP.

3 Richtlinie 98/58/EG des Rates vom 20.07.1998 über den Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere.

4 Richtlinie 91/628/EG des Rates vom 19.11.1991 über den Schutz von Tieren beim Transport,
geändert durch die Richtlinie 95/29/EG.

5 Richtlinie 91/630/EG des Rates vom 19.11.1991 über Mindestanforderungen für den Schutz 
von Schweinen.

6 Richtlinie 88/166/EG des Rates vom 07.03.1988 zur Festsetzung von Mindestanforderungen
zum Schutz von Legehennen in Käfigbatteriehaltung.

7 Richtlinie 99/74/EG des Rates vom 19.07.1999 zur Festlegung von Mindestanforderungen 
zum Schutz von Legehennen.

8 Richtlinie 91/629/EG des Rates vom 19.11.1991 über Mindestanforderungen für den Schutz 
von Kälbern, geändert durch die Richtlinien 97/2/EG und 97/182/EG.

9 Richtlinie 93/119/EWG des Rates vom 22.12.1993 über den Schutz von Tieren zum Zeitpunkt 
der Schlachtung oder Tötung.

10 Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates vom 21.06.1999 mit allgemeinen Bestimmungen 
über die Strukturfonds.

11 Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates vom 17.05.1999 über die Förderung der Entwicklung
des ländlichen Raums durch den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land-
wirtschaft (EAGFL) und zur Änderung bzw. Aufhebung bestimmter Verordnungen.

12 Verordnung (EG) Nr. 1259/1999 des Ratesvom 17.05.1999 zur Festlegung von Gemeinschafts-
regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik.

13 Ebenda.

14 Ebenda.

15 Verordnung (EG) 1257/99 des Rates vom 17.05.1999 über die Förderung der Entwicklung des
ländlichen Raums durch den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt-
schaft (EAGFL) und zur Änderung bzw. Aufhebung bestimmter Verordnungen.

16 Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24.06.1991 über den ökologischen Landbau und
die entsprechende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel.

17 Verordnung (EG) Nr. 1804/99 des Rates vom 19.07.1999 zur Einbeziehung der tierischen 
Erzeugung in den Geltungsbereich der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 über den ökologischen
Landbau und die entsprechende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und 
Lebensmittel.

18 Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12.12.1991 zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung
durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen.

19 Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen.

20 Weißbuch zur Lebensmittelsicherheit, KOM (1999) 719 endg. vom 12.01.2000.

21 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung 
der allgemeinen Grundsätze und Erfordernisse des Lebensmittelrechts, zur Einrichtung der 
Europäischen Lebensmittelbehörde und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicher-
heit, KOM (2000) 716 endg. vom 08.11.2000.

22 Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27.01.1997 über
neuartige Lebensmittel und neuartige Lebensmittelzutaten.

23 Richtlinie 90/220/EWG des Rates vom 23.07.1990 über die absichtliche Freisetzung genetisch
veränderter Organismen in die Umwelt.

Nützliche Internet-Adressen

Europäische Kommission – Generaldirektion Landwirtschaft

http://europa.eu.int/comm/dgs/agriculture/index_de.htm

Europäisches Parlament – 

Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung

http://www.europarl.eu.int/committees/agri_home.htm

Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft

http://www.verbraucherministerium.de/

Agra-Europe – europäischer Presse- und Informationsdienst 

für Agrarpolitik und Agrarwirtschaft

http://www.agra-europe.de/

Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e.V. Landesverband Bayern

http://abl-bayern.de

FIAN International – FoodFirst Informations & Aktions-Netzwerk

http://www.fian.org

VENRO – Verband entwicklungspolitischer NRO

http://www.venro.org

WEED – Weltwirtschaft, Ökologie und Entwicklung e.V.

http://www.weedbonn.org

24 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die Rück-
verfolgbarkeit und Kennzeichnung genetisch veränderter Organismen und über die Rück-
verfolgbarkeit von aus genetisch veränderten Organismen hergestellten Lebensmitteln und
Futtermitteln sowie zur Änderung der Richtlinie 2001/18/EG, KOM (2001) 0182 endg. vom
25.07.2001.

25 Verordnung (EG) Nr. 1586/97 der Kommission vom 29.07.1997 mit Durchführungsbestim-
mungen für die Nutzung stillgelegter Flächen für die Erzeugung von Ausgangserzeugnis-
sen, die in der Gemeinschaft zu nicht in erster Linie für Lebens- oder Futtermittelzwecke be-
stimmten Erzeugnissen verarbeitet werden.

26 Richtlinie 2001/77/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27.09.2001 
zur Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen im Elektrizitäts-
binnenmarkt.
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